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Die Vermögensteuer-Ergänzungsrichtlinien 


Von Ministerialrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 
2. Vermögenſteuerveranlagung 1940, 


1. Einführung 


Das Reichsſteuerblatt 1940 enthält auf S. 777 die 
Vermögenſteuer⸗Ergänzungsrichtlinien 
(VSt R) vom 20. Auguſt 1940. Dieſe Richtlinien bilden, 
wie der Name beſagt, eine Ergänzung der Ver— 
mögenſteuer- Richtlinien (MSN) vom 10. Fe⸗ 
bruar 1940 (RStBl 1940 S. 201). 

Es war von Anfang an in Ausſicht genommen, 
Ergänzungsrichtlinien herauszugeben (Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 1 meines Aufſatzes über die Vermögenſteuer-Richt⸗ 
linien, DStg 1940 S. 85). Die Ergänzungsrichtlinien ſoll— 
ten Regeln für die Fortſchreibungen, Nach— 
feſtſtellungen, Neuveranlagungen und 
Nachveranlagungen auf den 1. Januar 1941 und 
auf ſpätere Zeitpunkte enthalten. Es ſind inzwiſchen wei⸗ 
tere Zweifelsfragen aufgetreten, deren Klärung 
durch Richtlinien erforderlich war. 

Es ergab ſich auf dieſe Weiſe von ſelbſt eine Zwei⸗ 
teilung der Ergänzungsrichtlinien in zwei Haupt- 
abſchnitte. In dem Hauptabſchnitt 1 werden 
Zweifelsfragen zur Vermögenſteuerveranlagung 
1940 erörtert. Der Hauptabſchnitt II befaßt ſich 
mit den ſpäteren Veranlagungen. 

Die Hauptabſchnitte ſind ohne eine weitere Unter⸗ 
gliederung in Abſchnitte eingeteilt. 

Die folgenden Ausführungen ſollen einen allge— 
meinen überblick ſüber den Inhalt der VSIER geben. 


2. Vermögenſteuerveranlagung 1940 


Viele Zweifelsfragen ſind auf der Salzburger 
Tagung der Finanzamtsvorſteher im Mai 
1940 erörtert worden (Hinweis auf meinen Vortrag auf 
dieſer Tagung, abgedruckt in der DStZ 1940 S. 233). 


3. Spätere Veranlagungen. 


Manche Abſchnitte der VStEg beruhen auf dieſen Erörte⸗ 
rungen. 

Der Abſchnitt 2 VStéR („Geſellſchafterdar— 
leben“ und „Geſellſchafterſchulden“ bei Per— 
ſonengeſellſchaften) entſpricht dem Abſatz 2 des 
Abſchnitts 11 des Vortrags. Eine Anregung aus der 
Praxis weiſt auf die Möglichkeit hin, daß ein Teilhaber 
einer Perſonengeſellſchaft für ein pon ihm perſönlich be⸗ 
triebenes Geſchäft mit der Perſonengeſellſchaft in regel- 
mäßigem Geſchäftsverkehr ſtehen kann, z. B. ihr 
regelmäßig Waren liefern oder von ihr Waren beziehen 
kann. Die Anſprüche und Schulden eines Geſell⸗ 
ſchafters aus einem ſolchen regelmäßigen Geſchäftsverkehr 
unterſcheiden ſich nicht von den entſprechenden Anſprüchen 
und Schulden anderer Perſonen. Der Abſatz 3 des Ab⸗ 
ſchnitts 2 ſtellt klar, daß inſofern beſondere An⸗ 
ſprüche und Schulden eines Geſellſchafters gegen⸗ 
über ſeiner Geſellſchaft neben ſeiner Einlage be⸗ 
ſtehen können. 

Der Inhalt des Abſchnitts 4 (Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften) VSIER iſt im weſentlichen in den beiden 
letzten Abſätzen des Abſchnitts 12 des Vortrags behandelt. 
Der Abſatz 1 des Abſchnitts 4 hebt hervor, daß die genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Spar⸗ und Darlehnskaſſen nicht et wa 
Sparkaſſen im Sinn der Befreiungsvorſchrift des 
§ 3 Abſatz 1 Ziffer 4 VSt find. 


Es entſprechen weiter: 


der Abſchnitt 5 VStéR (Genoſſenſchaften, die 
mehrere Zwecke verfolgen) einem Teil des 
Abſchnitts 12 des Vortrags, 

der Abſchnitt 6 BVSER (Werte im feindlichen 
Ausland) dem Abſchnitt 8 des Vortrags, 
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der Abſchnitt 7 VSIER (Werte im freigemachten 
Gebiet) dem Abſchnitt 9 des Vortrags, 

der Abſchnitt 8 VBSIER (Berückſichtigung der 
Umſatzſteuer bei der Bewertung von 
Außenſtänden) dem Abſchnitt 14 des Vortrags, 


der Abſchnitt 10 BSIER (Tantiemeanſprüche) dem 
Abſchnitt 18 des Vortrags, 

der Abſchnitt 11 VSICER (Bewertung von An- 
teilen an Kapitalgeſellſchaften [Ber- 
liner Berfahren]) dem Abſchnitt 17 des Vortrags 

und der Abſchnitt 12 VSIER (Beſonderer Abzug 
bei Landwirten) dem Abſchnitt 20 des Vortrags. 


Ich weiſe zu den Einzelheiten dieſer Abſchnitte 
auf die VStEg und auf den bezeichneten Vortrag hin. 

Abſchnitt 1 (Zugehörigkeit von Wirt 
ſchaftsgütern zum Betriebsvermögen) be- 
faßt ſich mit den Fällen, in denen die Wirtſchaftsgüter nur 
teilweiſe betrieblichen Zwecken dienen. Die Regelung, 
die für die Zurechnung zum Betriebsvermögen bei der 
Einkommenſteuer und bei der Körperſchaft— 
ſteuer gilt, wird auf die Vermögensbeſteuerung über- 
tragen. Derartige Wirtſchaftsgüter find in der Regel an- 
teilig zum Betriebsvermögen zu rechnen. Eine Aus- 
nah me beſteht für die Betriebsgrundſtücke (Sin- 
weis auf $ 57 Abſatz 2 RBew und auf die Abſchnitte 10 
und 18 PS). 

Das frühere Grunderwerbſteuergeſetz kannte 
eine beſondere Steuer von dem Grundbeſitz der toten 
Hand. Die Steuer ſollte in beſtimmten Zeitabſtänden 
wiederholt werden. Die Veranlagung und die Erhebung 
dieſer Steuer war bis auf weiteres ausgeſetzt worden. 
Die Sonderſteuer iſt durch das neue Grunderwerbſteuergeſetz 
vom 29. März 1940 beſeitigt worden. Der Abſchnitt 3 
(Rückſtellungen für die Grunderwerbſteuer 
der toten Hand) betont, daß Rückſtellungen für 
die Sonderſteuer nicht von dem Vermögen abgezogen 
werden dürfen. Es war ſchon am 1. Januar 1940 oder an 
einem abweichenden Abſchlußzeitpunkt nicht mehr mit 
der Erhebung der Sonderſteuer zu rechnen. 

Abſchnitt 28 VStR (Offentliche Zuſchüſſe) iſt 
durch einen Erlaß vom 12. Juni 1940 (RStGBl 1940 S. 598) 
überholt. Der Abſchnitt 9 VStéER h erſetzt den Ab⸗ 
ſchnitt 28 VStht durch die jetzt geltenden Beſtimmungen. 


Abſchnitt 13 (Freibeträge für Angehörige 
der Wehrmacht und der Waffen-) ſtellt die 
Angehörigen der geſamten Waffen u den Ange- 
hörigen der Wehrmacht gleich. Er ſchließt ſich dem 
Vorbild eines Erlaſſes vom 19. Mai 1940 (RStBl 1940 

S. 555) an, der für die Einfommenfteuer ergangen 
iſt. 

Es hatten ſich Zweifel ergeben, wie die Schachtel⸗ 
vergünſtigung zu handhaben iſt, wenn eine Geſell— 
ſchaft zwar von der Vermögenſteuer, aber nicht von der 
Aufbringungsumlage befreit iſt. Der Ab— 
ſchnitt 14 (Schachtelvergünſtigung für Anteile 
an ſteuerbefreiten Kapitalgeſellſchaften) 
läßt die Gewährung der Schachtelvergünſtigung auch für 
ſolche Fälle zu. 


3. Spätere Veranlagungen 
An der Spitze des Hauptabſchnitts II (Fortſchreibungen, 
Nachfeſtſtellungen, Neuveranlagungen und Nachveranla- 
gungen) ſteht der Abſchnitt 15 (Allgemeines). 
Die BSR und die VSIER gelten für den ganzen 
Hauptfeſtſtellungszeitraum und Haupt- 
veranlagungszeitraum, der ſich an die Haupt⸗ 


feſtſtellung und Hauptveranlagung anſchließt. Es kommen 
bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermögens Fort⸗ 
ſchreibungen und Nachfeſtſtellungen des Ein⸗ 
heitswerts in Betracht. Dem entſprechen für die Vermögen⸗ 
ſteuer und für die Aufbringungsumlage die Neuver⸗ 
anlagungen und die Nachveranlagungen. 
Jortſchreibungen, Nachfeſtſtellungen, Neuveranlagungen 
und Nachveranlagungen ſind zum 1. Januar jedes 
Kalenderjahrs möglich. Wegen der Einzelheiten 
Hinweis auf 88 22 und 23 RBewG, auf 88 2a, 3 und 3a 
RBew DD, auf 88 13 und 14 VSt und auf 8 I VSt DV. 

Ich faſſe die Fortſchreibungen, Nachfeſtſtellungen, Neu⸗ 
veranlagungen und Nachveranlagungen unter der Bezeich- 
nung „ſpätere Veranlagungen“ zuſammen. Sie 
Ind erſtmalig zum 1. Januar 1941 möglich. 

Die VSt und die VStéER find bei allen jpä- 
teren Veranlagungen anzuwenden. 

Eine Ausnahme beſteht bei den übergangs⸗ 
beſtimmungen für die Penſions- und Unter⸗ 
ſtützungskaſſen. Dieſe gelten nicht mehr für ſpätere 
Veranlagungen, fondern nur noch für die Ver⸗ 
mögenſteuerveranlagung 1940. 

Es wird noch geregelt werden, wie bei den fpä- 
teren Veranlagungen die Vermögenswerte in den 
freigemachten Gebieten des Weſtens (Abſchnitt 7 
VStéEgR) zu behandeln find. 

Die Finanzämter müſſen auf eine zutreffende 
Vornahme der Fortſchreibungen und Neuveranlagun⸗ 
gen achten. Die jährlichen Veranlagungen zur Ein⸗ 
kommenſteuer und zur Körperſchaftſteuer bie⸗ 
ten den Finanzämtern dazu wertvolle Unterlagen. Dieſe ſind 
nicht immer hinreichend ausgewertet worden. Ich weiſe auf 
die Ausführungen in Abſatz 1 des Abſchnitts 4 meines 
Vortrags auf der Salzburger Tagung hin. 

Die VSIENR betonen beſonders, daß Fortſchreibungen 
und Neuveranlagungen rechtzeitig vorgenommen wer⸗ 
den müſſen. Es entſtehen ſonſt Zahlungsſchwierig⸗ 
keiten und Ausfälle. 


Es entſprechen: 

die Abſchnitte 16 VSEN (Bewertung von An⸗ 
teilen an Perſonengeſellſchaften bei 
Fortſchreibungen) und 17 (Zurechnungs⸗ 
fortſchreibungen bei Perſonengeſell⸗ 
ſchaften wegen Anderung des Beteili- 
gungsverhältniſſes) dem Abſchnitt 30 c des 
Vortrags, 

der Abſchnitt 21 VBSEN (Vermögensvergleich 
bei der Neuveranlagung) dem Abſchnitt 30 b 
des Vortrags 

und der Abſchnitt 22 VStéR (Friſt für Anträge auf 
Neuveranlagung) einem Teil des Abſchnitts 4 
des Vortrags. 


Die Abſchnitte 18 (Stichtag für die Frei⸗ 
beträge), 19 (Freibeträge für neugeborene 
Kinder) und 20 (Stichtag für die Neuveran⸗ 
lagung) enthalten Erläuterungen zu den Be⸗ 
ſtimmungen über die Neuveranlagung und über die 
Nachveranlagung. Die Behandlung der Freibe⸗ 
träge bei der Neuveranlagung wird ausführlich er- 
örtert. Der Abſchnitt 19 befaßt ſich mit der neugeſchaf⸗ 
fenen beſonderen Art der Neuveranlagung 
wegen der Geburt von Abkömmlingen. Waren die 
Eltern des Kindes am 1. Januar 1940 noch nicht 
verheiratet und ſind ſie deshalb nicht zuſammen zu 
veranlagen, ſo iſt eine Verteilung des neuen 
Freibetrags auf beide Eltern möglich (Hinweis auf 
das Beiſpiel in Abſatz 2 des Abſchnitts 19 VSIEN). 
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Zur Körperschaftsteuerpflicht 


/ 31. August 1940 / S. 411 


der Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts 


Von Regierungsrat Asseyer, Berlin, Relchsfinanzministerium 


A. Einleitung, 
B. Allgemeine Fragen 
1. Der Grundgedanke der geſetzlichen Regelung, 
2. Der Betrieb gewerblicher Art als Steuerſubjekt, 
3. Privatwirtſchaftliche Betätigung von Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts durch eine rechtlich ſelbſtändige natürliche 
oder juriſtiſche Perſon, 
4. Die Stellung der öffentlichen Verſorgungsbetriebe auf dem 
Gebiet der Körperſchaftſteuer, 
5. Die Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 1938 und 
ihre ſteuerliche Bedeutung; 


Teil I 
A. Einleitung 
Die öffentliche Hand hat ſich in der Zeit nach 


dem Weltkrieg in ſteigendem Maß am allgemei⸗ 
nen Wirtſchaftsleben beteiligt. Sie iſt dem⸗ 
gemäß auch in immer ſtärkerem Umfang zur Körper⸗ 
ſchaftſteuer herangezogen worden. Die heute maßgeben⸗ 
den Grundſätze haben ſich erſt allmählich entwickelt. Die 
Entwicklung iſt auch heute noch nicht als abge⸗ 
ſchloſſen anzuſehen. 


Es hängt mit dieſer Entwicklung zuſammen, daß die 
Durchführung der Beſteuerung der öffent⸗ 
lichen Hand in der Praxis heute noch viele 
Wünſche offen läßt. Man begegnet auch heute noch oft 
der Einſtellung, daß die Heranziehung der öffentlichen Be⸗ 
triebe zur Körperſchaftſteuer nicht ſo wichtig ſei, weil ihr 
Gewinn ja ohnehin der öffentlichen Hand zufließe. Es 
kommen zu dieſen Erwägungen noch die beſonderen 
Schwierigkeiten hinzu, die ſich bei der Beſteuerung 
der öffentlichen Hand ergeben, Ich erinnere nur an die in 
der Praxis oſt ſchwierige Frage der Abgrenzung 
zwiſchen hoheitlicher und privatwirtſchaft⸗ 
licher Tätigkeit einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts und an die vielen beſonderen Zweifelsfragen, die die 
Beſteuerung der öffentlichen Verſorgungs⸗ 
betriebe mit ſich bringt. 


Es kann aber nicht genug betont werden, daß die öffent⸗ 
lichen Betriebe in dem Umfang, in dem eine Steuerpflicht 
für fie beſteht, auch wirklichzuden Steuern, ins⸗ 
beſondere zur Körperſchaftſteuer, heran⸗ 
gezogen werden müſſen. Das Körperſchaftſteuergeſetz 
1934 hat bewußt den Grundſatz der Steuer⸗ 
pflicht der öffentlichen Betriebe übernommen 
und weiter ausgebaut. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber 
fördert die Einſatzfreudigkeit des privaten 
Unternehmers. Er kann es nicht dulden, daß der 
Wettbewerb der öffentlichen Körperſchaf⸗ 
ten auf Gebieten, die der Privatgeſellſchaft vorbehalten 
bleiben ſollen, ſteuerlichbegünſtigt wird. Der Rein⸗ 
hardtſche Steuerreformplan ſagt (Deutſche Steuer⸗Zeitung 
1934 S. 465): 


„Staat und Gemeinden find nicht da, um Wirt 
ſchaft zu treiben, ſondern um ſich der Politik und 
der Verwaltung hinzugeben, und die Vorausſetzun⸗ 
gen zu ſchaffen und zu pflegen, deren es bedarf, wenn die 
Wirtſchaft in allen Zweigen ſoll gedeihen können.“ 


Die ordnungsmäßige Durchführung der Beſteuerung 
der öffentlichen Hand hat auch erhebliche finanzpoli⸗ 
tiſche Bedeutung. Die öffentliche Hand iſt nicht als 
einheitliches Gebilde anzuſehen. Der Begriff 
„öffentliche Hand“ ſtellt lediglich eine ſprachliche Zu- 


Sub akt“ 


C. Einzelfragen 


6. Wirtſchaftliche Selbſtändigkeit und Mindeſtumfang des Be⸗ 
triebs gewerblicher Art, 

7. Beteiligung an Perſonengeſellſchaften als Betrieb gewerb⸗ 
licher Art, 

8. Verpachtung eines Betriebs als Betrieb gewerblicher Art, 

9. Einkommen und Einkommensermittlung bei Betrieben ge⸗ 
werblicher Art, 

10. Mindeſtbeſteuerung bei Betrieben gewerblicher Art. 


ſammenfaſſung aller öffentlichen Körperſchaften dar. 
Jede öffentliche Körperſchaft iſt aber ein ſelbſtändiges 
Gebilde mit einem beſtimmten Aufgabenkreis. Das gilt ins⸗ 
beſondere für die Gebietskörperſchaften (Reich, 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände). Stehen 
einem Teil der öffentlichen Hand zur Erfüllung ſeiner 
Aufgaben geſetzlich beſtimmte Mittel zu, z. B. 
dem Reich beſtimmte Steuern, muß ſichergeſtellt ſein, daß 
ihm dieſe Mittel auch wirklich zukommen. Es kann 
nicht geduldet werden, daß ein Teil der öffentlichen Hand 
Mittel für ſeine Zwecke verwendet, die einem anderen 
Teil zuſtehen. Es dürfen deshalb z. B. Beträge, die dem 
Reich an Körperſchaftſteuer zuſtehen, nicht einer Ge⸗ 
meinde als Gewinn eines koörperſchaftſteuerpflichtigen 
gemeindlichen Unternehmens verbleiben. Ein Verlaſſen 
dieſer Grundſätze würde die UÜberſicht über die 
Finanzgebarung der öffentlichen Körperſchaften er⸗ 
ſchweren oder ſogar unmöglich machen. 


Vorausſetzung für eine ordnungsmäßige Durch⸗ 
führung der Beſteuerung iſt, daß über die grundſätzlichen 
Fragen der Steuerpflicht der öffentlichen Betriebe volle 
Klarheit beſteht. Ein zuſammenhängendes 
Bild der Steuerpflicht der öffentlichen Betriebe kann im 
Rahmen eines Aufſatzes nicht gegeben werden. Es ſollen 
aber in den folgenden Ausführungen l einige der wich ⸗ 
tigſten Fragen der Beſteuerung der öffentlichen Be⸗ 
triebe behandelt werden. Der Aufſatz iſt in zwei Teile 
gegliedert. Teil I behandelt zunächſt Fragen von allge⸗ 
meiner ſyſtematiſcher Bedeutung und im Anſchluß 
daran eine Reihe von Einzelfragen, die beſonders in 
der letzten Zeit in der Praxis aufgetaucht ſind. Zwei 
Fragen — die Frage der Zuſammenfaſſung 
mehrerer Betriebe zu einem einheitlichen Betrieb 
gewerblicher Art und die Frage des Eigenkapitals 
bei Betrieben gewerblicher Art — erfordern 
eine eingehendere Darſtellung. Sie ſollen im Teil 1! 
geſondert behandelt werden. Oberregjerungs⸗ 
rat Dr. Mehrmann vom Oberfinanzpräſidium Magde⸗ 
burg wird in einem weiteren Aufſatz Einzelfragen, 
die die öffentlichen Verſorgungsbetriebe 
betreffen, erörtern. 


B. Allgemeine Fragen 


1. Grundgedanke der geſetzlichen Regelung 


Die Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Ver⸗ 
mögensmaſſen, die der unbeſchränkten Körperſchaftſteuer⸗ 
pflicht unterliegen, find im § 1 Abſatz 1 KStG er- 
ſchöpfend aufgezählt. Die Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts ſind dort nicht aufgeführt. 
Sie find demgemäß grund ſätzlich nicht ſteuer⸗ 
pflichtig. Es find aber 8 1 Abſatz 1 Ziffer 6 AStG ge⸗ 
mäß „Betriebe gewerblicher Art von Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts“ un⸗ 
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beſchränkt körperſchaftſteuerpflichtig. Es gehören zu den 
Betrieben gewerblicher Art § 1 Abſatz 1 Erſte KStV 
gemäß alle Einrichtungen, die einer nachhaltigen 
wirtſchaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von 
Einnahmen oder anderen wirtſchaftlichen 
Vorteilen dienen. Die Abſicht, Gewinn zu er⸗ 
zielen, iſt nicht erforderlich. 


81 Abſatz 1 Ziffer 6 KStG hat der Begründung zum 
Körperſchaftſteuergeſetz 1934 gemäß den Zweck, alle Betriebe 
der öffentlichen Hand der Körperſchaftſteuer zu unterwerfen, 
die das äußere Bild eines Gewerbebetriebs 
bieten. Die Beſtimmung dient der Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung. Hinweis auf die Ausführungen im 
Abſchnitt A. Jedes Unternehmen, das fi) privatwirt⸗ 
ſchaftlich betätigt, ſoll — auch wenn es ſich im Beſitz 
der öffentlichen Hand befindet — die dabei erzielten 
Gewinne verſteuern. Die öffentlichen Betriebe, die 
privatwirtſchaftlich tätig ſind, ſollen körperſchaftſteuerlich den 
privatrechtlichen Körperſchaften grund⸗ 
ſätzlich gleichgeſtellt werden. 


2. Der Betrieb gewerblicher Art als Steuerſubjekt 


Es ſtanden dem Geſetzgeber zur Erreichung ſeines Ziels 
mehrere Wege offen. Der Geſetzgeber hätte z. B. die 
öffentlichen Körperſchaften ſelbſt, ſoweit ſie 
ſich privatwirtſchaftlich betätigen, für körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtig erklären können. Der Geſetzgeber iſt dieſen Weg 
nicht gegangen. Er hat nicht die Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts ſelbſt für körperſchaftſteuerpflichtig er⸗ 
klärt, ſondern die Betriebe gewerblicher Art. 
Er hat die Körperſchaften des öffentlichen Rechts gewiſſer⸗ 
maßen in ihre einzelnen Tätigkeitszweige 
aufgeteilt und dieſe Tätigkeitszweige unter 
beſtimmten Vorausſetzungen an Stelle der Körperſchaft 
ſelbſt zu Steuerſubjekten erklärt. Die einzelnen Tä⸗ 
tigkeitszweige find trotz ihrer rechtlichen Unſelb⸗ 
ſtandigkeit unter beſtimmten Vorausſetzungen kör⸗ 
perſchaftſteuerlich verſelbſtändigt worden. 


Dieſe Erkenntnis iſt für die Entſcheidung vieler 
Zweifelsfragen, die ſich bei der Beſteuerung der öffentlichen 
Hand ergeben haben, von grund ſätzlich er Bedeutung. 
Sie entſcheidet das ganze körperſchaftſteuerliche Verhältnis 
zwiſchen der Körperſchaft des öffentlichen Rechts und dem 
Betrieb gewerblicher Art. Das Verhältnis kann infolge der 
Verſelbſtändigung des Betriebs gewerblicher Art mit dem 
Verhältnis zwiſchen Ein manngeſell⸗ 
ſchafter und Einmanngeſellſchaft verglichen 
werden. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 21. Juli 1936 
(RStebl 1936 S. 923). 


Es ſind deshalb z. B. verdeckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttungen des Betriebs gewerblicher Art an die 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts möglich. 
Die Körperſchaft darf ſich für ihre Leiſtungen an den Be⸗ 
trieb nur den wirklichen Wert erſetzen laſſen. Veranlaßt 
fie den Betrieb, einen hö heren Preis als den han⸗ 
delsüblichen zu bezahlen, liegt in dem Preisunter⸗ 
ſchied ein ſteuerpflichtiger verdeckter Gewinn. Es 
kann grundſätzlich die geſamte Rechtſprechung des Reichs- 
finanzhofs zur Frage der verdeckten Gewinnausſchüttung 
angewandt werden. Hinweis z. B. auf das RFH-UÜrteil vom 
9. Mai 1939 (RStBl 1939 S. 924). 


Es folgt aus der Verſelbſtändigung des Betriebs ge⸗ 
werblicher Art weiter, daß er eigenes Vermö gen 
haben kann, und daß er Verträge, z. B. Darlehnsver⸗ 
träge, mit der Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts abſchließen kann. 


Der Betrieb gewerblicher Art muß auch z. B. die Vor⸗ 
ausſetzungen ſür die Steuerbefreiung wegen 
Gemeinnützigkeit $ 4 Abſatz 1 Ziffer 6 NSG ge- 
mäß ſel b ſt erfüllen. Der Zweck der den Betrieb führenden 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts iſt nicht entſcheidend. 
Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 17. März 1938 (RStBl 
1939 S. 879). 


3. Privatwirtſchaftliche Betätigung einer Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts durch eine rechtlich ſelbſtändige natür⸗ 
liche oder juriſtiſche Perſon 


81 Abſatz 1 Ziffer 6 KSt ſtellt auf Betriebe gewerb⸗ 
licher Art von Körperſchaften des öffentlichen Rechts ab. 
Es muß ſich alſo, wie ſchon aus den Ausführungen im Ab⸗ 
ſchnitt 2 hervorgeht, um rechtlich unſelbſtändige 
Unternehmen einer öffentlichen Körperſchaft handeln. Die 
Körperſchaft muß grundſätzlich den Betrieb ſelbſt führen. 
Ter Betrieb gewerblicher Art iſt alſo ſtets ein ſogenannter 
Eigenbetrieb. 

Führt die Körperſchaft den Betrieb nicht ſelbſt, 
verpachtet fie ihn z. B. an eine ſelbſtändige natür⸗ 
liche Perſon, oder bringt ſie ihn in eine Kapi⸗ 
talgejellihaft ein, kann das Unternehmen nicht 
als Betrieb der Körperſchaft des öffentlichen Rechts an⸗ 
geſehen werden. Unternehmer ſind in dieſem Fall 
die natürliche Perſon oder die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft. Sie haben den Gewinn des Betriebs zu ver⸗ 
ſteuern. Ihre Steuerpflicht ändert ſich nicht dadurch, daß 
hinter ihnen eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts ſteht. 
Das bedarf für die ſelbſtändige nat ü rliche Perſon einer 
beſonderen Begründung nicht. § 5 Abſatz 2 der Erſten 
KSt do beſtimmt es für die juriſtiſche Perſon aus⸗ 
drücklich. 

Betriebe, die in eine privatrechtliche Form ge⸗ 
kleidet find, werden § 5 Abſatz 2 der Erſten KSt gemäß 
nach den für dieſe Rechtsform geltenden Vor- 
ſchriften beſteuert. Eine Kapitalgeſellſchaft, deren Anteile 
ſich ſämtlich in der öffentlichen Hand befinden, 
wird alſo körperſchaftſteuerlich nicht anders behandelt als 
jede andere Kapitalgeſellſchaft, deren Anteile ſich in 
privater Hand befinden. Die Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts ſelbſt hat den Gewinn des Betriebs in 
dieſem Fall nicht zu verſteuern. Eine Steuerpflicht kann 
fh für fie aber im Fall der Verpachtung z. B. aus 8 1 
Abſatz 3 der Erſten KStV ergeben. Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 5. Die Einkünfte aus einer Kapitalgeſellſchaft ſind 
bei der öffentlichen Körperſchaft in der Regel 
nur im Rahmen des § 2 Ziffer 2 KStcz körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtig. 


4. Die Stellung der öffentlichen Verſorgungsbetriebe auf 
dem Gebiet der Körperſchaftſteuer 


§ 2 Abſatz 1 der Erſten KSt lautet: 


„Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören auch die 
Betriebe, die der Verſorgung der Bevölkerung mit Gas, 
Waſſer, Elektrizität oder Wärme, dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr oder dem Hafenbetrieb dienen.“ 


Dieſe Faſſung des § 2 Abſatz 1 der Erſten KSt 
iſt nicht genau. Die Vorſchrift will nur einen Teil 
der Verſorgungsbetriebe treffen. Die Verſorgungsbetriebe 
können öffentliche, private und gemiſchtwirt⸗ 
lchaftliche fein. Offentliche Verſorgungsbetriebe 
ſind Verſorgungsbetriebe, die ſich aus ſchließlich in 
Händen von Gebietskörperf chaften (Reich, Länder, 
Gemeinden, Gemeindeverbände) oder öffen tlich⸗ 
rechtlichen Zweckverbänden befinden. Private Ver⸗ 
ſorgungsbetriebe ſind ſolche, die ſich ausſchließlich in 
Händen von Privat perſonen befinden, gemiſcht⸗ 
wirtſchaftliche ſolche, an denen die öffentliche 
Hand und Privat perſonen beteiligt find. Die 
öffentlichen Verſorgungsbetriebe können als un- 
ſelbſtändige Betriebe von den aufgeführten öffent⸗ 
lichen Körperſchaften ſelbeſt geführt werden, alſo 
ſogenannte Eigenbetriebe ſein. Sie können aber auch 
ſelbſtändige Unternehmen, z. B. Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften, ſein. Befinden ſich die Anteile eines öffentlichen 
Verſorgungsbetriebs in Form einer Kapitalgeſellſchaft in 
der Hand einer Gebietskörperſchaft oder eines Zweck⸗ 
verbands, ſpricht man von ſogenannten Eigengeſell⸗ 
ſchaften. Offentliche Verſorgungsbetriebe mit 
beſonderer Rechtsperſönlichkeit werden § 5 
Abſatz 2 der Erſten KSt gemäß nach den für ihre 
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Rechtsform geltenden Vorſchriften behandelt. § 2 Abſatz 1 
der Erſten KSt Do bezieht ſich nur auf Verſorgungs⸗ 
betriebe in Form des Eigenbetriebs. 

Die öffentlichen Verſorgungsbetriebe — Eigenbetriebe 
wie Kapitalgeſellſchaften — hatten bis zum Jahr 1938 
körperſchaftſteuerlich eine Sonderſtellung. Sie waren 
zwar körperſchaftſteuerpflichtig, die von 
ihnen aufgebrachte Körperſchaftſteuer wurde aber 8 
StAnp® gemäß an die Körperſchaften zurücküber⸗ 
wieſen, denen die Erträge dieſer Betriebe zufloſſen. Die 
Rücküberweiſung der Körperſchaftſteuer iſt durch § 6 des 
Dritten Geſetzes zur Anderung des Finanzausgleichs vom 
31. Juli 1938 (RGGBl IT S. 966, RStBl 1938 S. 745) auf⸗ 
gehoben worden. Die Vorſchriften des $ 39 StAnp® 
waren letzmalig auf die Veranlagungen für das 
Jahr 1938 anzuwenden. Die Körperſchaftſtener für das 
Jahr 1938 wurde nur mit einem Viertel des Auf⸗ 
kommens zurücküberwieſen. Ab dem Jahr 1939 ver⸗ 
bleibt die Körperſchaftſtener voll dem Rei „ RR 
öffentlichen Verſorgungsbetriebe find 
damit praktiſch erſt im Jahr 1938 voll 
körperſchaftſteuerpflichtig geworden. Die 
Sonderſtellung, die ſie auf dem Gebiet der Körver⸗ 
ſchaftſteuer bisher eingenommen hatten, iſt beſeitigt. 
Die öffentlichen Verſorgungsbetriebe ſind körperſchaft⸗ 
ſteuerlich gegenüber den privaten Verſorgungsbetrieben 
nicht mehr begünſtigt. 

Die ſteuerliche Angleichung der öffentlichen 
Verſorgungsbetriebe an die privaten Verſorgungsbetriebe 
war der Hauptzweck des Runder laſſes des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 
20. Auguſt 1938 (RStBl 1938 S. 801). Der Runderlaß 
enthält eine Reihe von Vorſchriften, die die ſteuerliche An⸗ 
gleichung erleichtern und unbillige Härten bei der An⸗ 


gleichung verhindern ſollten. Es handelt ſich insbeſondere 


um die Beſtimmungen über die Aufſtellung einer 
Eröffnungsbilanz für das Jahr 1938 und über die 
Abzugsfähigkeit von Konzeſſionsabgaben. 
Dieſe Beſtimmungen wird Oberregierun gsrat 
Dr. Mehrmann in ſeinem beſonderen Aufſatz be⸗ 
handeln. Es ſei aber hier darauf hingewieſen, daß der 
Zweck der Beſtinnmungen im Runderlaß vom 20. Auguſt 
1938 ſich in der Erleichterung der Angleichung an die 
privaten Verſorgungsbetriebe erſchöp ft. Eine körper⸗ 
ſchaftſteuerliche Bevorzugung der öffentlichen Ver⸗ 
ſorgungsbetriebe für die Zukunft iſt ni cht be⸗ 
abſichtigt. Die Gemeinden verſuchen zwar heute noch 
oft, aus den Beſtimmungen des Runderlaſſes Vorrechte für 
ihre Verſorgungsbetriebe herzuleiten. Solche Verſuche der 
Gemeinden ſtehen mit dem Zweck des Runderlaſſes vom 
20. Auguſt 1938 nicht in Einklang. Ein ſteuerliches 
Entgegenkommen bei den öffentlichen Verſorgungs⸗ 
betrieben iſt nur infomeit gerechtfertigt, als es zur 
Vermeidung unbilliger Härten bei dem 
Eintritt in die praktiſche Steuerpflicht 
erforderlich iſt. 

Es ſei weiter hervorgehoben, daß die Beſtimmungen 
des Runderlaſſes vom 20. Auguſt 1938 über die Auf- 
Fellung Leiter Eröffnungsbilanzen nur 
auf Betriebe im Altreichs gebiet Anwendung finden. 


Die öffentlichen Verſorgungsbetriebe in den Reichs 
Jauen der Oſtmark und im Reichsgau 


Sudetenland haben aber in der Regel die Möglichkeit, 
neue Reichsmarkeröffnungsbilanzen auf 
Grund der Umſtellungsverordnungen aufzu⸗ 
ſtellen. Hinweis auf die Ausführungen im Abſchnitt 9. 


5. Die Eigenbetriebsverorduung vom 21. November 1938 
und ihre ſteuerliche Bedeutung 


Organiſation, Vermögensverwaltung und Rechnungs⸗ 
legung der unſelbſtändigen wirtſchaftlichen 
nter nehmungen der Gemeinden — alſo der 
gemeindlichen Eigenbetriebe — ſind in der 
Eigenbetriebsverordnung vom 21. Novem⸗ 
er 1938 (RGBl 1938 Teil I S. 1650) geregelt. Es iſt 


zweckmäßig, die Bedeutung der Eigenbetriebsverordnung 
für die körperſchaftſteuerliche Behandlung der gemeind⸗ 
lichen Betriebe gewerblicher Art klarzuſtellen. 


Die Deutſche Gemeindeordnung (DEX) 
vom 30. Januar 1935 (RGBI 1935 Teil I S. 49) hat im 
zweiten Abſchnitt ihres ſechſten Teils (§ 67 und folgende) 
die Grenzen feſtgelegt, innerhalb deren die Ge- 
meinden überhaupt wirtſchaften dürfen. 8 72 und 
folgende DGd enthalten beſondere Vorſchriften über die 
Führung der Gemeindewirtſchaft. Sie be⸗ 
ſtimmen, daß die wirtſchaftlichen Unternehmen der Ge⸗ 
meinden einen Ertrag für den Haushalt abwerfen 
ſollen. § 74 DED regelt die Organiſation der gemeindlichen 
Eigenbetriebe. Es find für die Eigenbetriebe Betrieb's⸗ 
ſatzungen aufzuſtellen. Haushaltsführung, Ver⸗ 
mögensverwaltung und Rechnungslegung find jo einzu⸗ 
richten, daß ſie eine beſondere Betrachtung der 
Verwaltung und des Ergebniſſes ermöglichen. 
Die Deutſche Gemeindeordnung wollte mit dieſen Beſtim⸗ 
mungen die Mängel, die früher den ſogenannten Regie- 
betrieben nachgeſagt wurden, beſeitigen. Sie ſollte den 
wirtſchaftlichen Unternehmen der Gemeinden im Rahmen 
der gemeindlichen Geſamtverwaltung eine Sonder- 
ſtellung einräumen, die ihrer beſonderen Auf⸗ 
gabe Rechnung trägt. 


Die erforderlichen Einzelbeſtimmungen ſind in der 
Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 
1938 enthalten. Die Eigenbetriebsverordnung regelt in den 
erſten Beſtimmungen die organifatorif chen und 
finanziellen Grundlagen der Eigenbetriebe. 
Dieſe Beſtimmungen gehen auf den § 32 DED zurück. 
Dieſer ſieht vor, daß der Bürgermeiſter die Verwal⸗ 
tung in voller und ausſchließlicher Verant⸗ 
wortung führt. Die Vorſchriften der Eigenbetriebsver⸗ 
ordnung grenzen die Zuſtändigkeit des Bürger⸗ 
meiſters und die Zuſtändigkeit der Werkleitung 
gegeneinander ab. Soweit es ſich nicht um Angelegen⸗ 
heiten handelt, die der Entſchließung des Bürgermeiſters 
vorbehalten ſind, führt die Werkleitung den Betrieb 
ſelbſtändig. 


§ 7 der Eigenbetriebs“ beſtimmt dem oben erwähnten 
§ 74 DO gemäß, daß der Eigenbetrieb als rechtlich 
unſelbſtändiges Sondervermögen der Ge⸗ 
meinde zu verwalten iſt. Die Gemein dehaushalts⸗ 
verordnung vom 4. September 1937 (RGBI I S. 921) 
ſieht außerdem für die Eigenbetriebe einen beſonderen 
Wirtſchaftsplan vor und läßt nur das Endergeb⸗ 
nis der Eigenbetriebe im Haushaltsplan der Ge— 
meinde veranſchlagen. 


Die Sonderſtellung der Eigenbetriebe in haushalt⸗ 
mäßiger und vermögensrechtlicher Beziehung hat auch eine 
beſondere Regelung ihrer Kaſſen verhältniſſe erfor⸗ 
derlich gemacht. Dieſe Regelung iſt im §9 der Eigen⸗ 
betriebs“ getroffen. Die Herausnahme der Eigenbetriebe 
aus dem Haushaltsplan der Gemeinde erfordert für ſie eine 
geſonderte Buchführung und einen geſonder⸗ 
ten Abſchluß. Ihre beſondere vermögensrechtliche Stel⸗ 
lung bringt es mit fi, daß jederzeit ein klarer Über⸗ 
blick über die dem Sondervermögen zugehöri⸗ 
gen Gegenſtände und Geldmittel vorhanden ſein 
muß. Es iſt deshalb für jeden Eigenbetrieb eine Sonder⸗ 
kaſſe vorgeſehen. 


§ 16 der Eigenbetriebs“ beſtimmt, daß die Eigen⸗ 
betriebe ihre Rechnung nach den Regeln der kauf män⸗ 
niſchen doppelten Buchführung oder einer ent⸗ 
ſprechenden Verwaltungsbuchführung 
führen. Der Jahresabſchluß, der aus Jahres⸗ 
bilanz und Jahreserfolgsrechnung beſteht, iſt 
eingehend in § 18 und folgende geregelt. Es iſt insbeſondere 
eine beſondere Gliederung der Bilanz und der 
Jahreserfolgsrechnung vorgeſchrieben. Es muß 
2. B. ein beſonderes Eigenkapital, das aus dem 
Stammkapital und den offenen Rücklagen be⸗ 
ſteht, ausgewieſen werden. Die aktien rechtlichen 
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Vorſchriften über die Gliederung der Bilanz und 
über die Bewertung ſowie die Grundſätze ord⸗ 
nungs mäßiger Buchführung find ergänzend 
anzuwenden. Die Gliederungen der Bilanz und der Jahres- 


erfolgsrechnung, die durch die beſonderen Vorſchriften der 


Eigenbetriebsverordnung vorgeſchrieben ſind, ſind als 
durch den Geſchäftszweig bedingte gleid- 
wertige Gliederungen im Sinn der 88 131, 
132 des Aktiengeſetzes vom 30. Januar 1937 an⸗ 
zuſehen. 

§ 22 und folgende der Eigenbetriebs“ enthalten be⸗ 
ſondere Beſtimmungen für Verſorgungsbetriebe 
und Verkehrsbetriebe. Sie ſehen insbeſondere eine 
Zuſammenfaſſung aller Verſorgungsbe⸗ 
triebe und aller Verkehrsbetriebe einer Ge⸗ 
meinde vor. 

Die Eigenbetriebsverordnung iſt eine Rechts ver⸗ 
ordnung. Sie iſt auf Grund der 88 105 Abſatz 2 und 121 
TED ergangen. Sie iſt zwar unter Mitwirkung 
des Reichsminiſters der Finanzen erlaſſen 
worden. Sie iſt aber nicht eine ſtenerliche, ſondern 
eine allgemein verwaltungsrechtliche Verord- 
nung. Ihre Vorſchriften ſind für das Steuerrecht 
nicht bindend. Die Eigenbetriebsverordnung muß bei 
ihrer Zweckbeſtimmung in vielen Fragen von a nderen 
Geſichtspunkten ausgehen als das Steuerrecht. § 27 
der Eigenbetriebs“ hebt deshalb ausdrücklich hervor, daß 
ſteuerrechtliche Vorſchriften durch die 
Eigenbetriebsverordnung nicht berührt 
werden. Die Vorſchriften der Eigenbetriebsverordnung 
haben aber trotzdem für das Steuerrecht, insbeſondere für 
das Körperſchaftſteuerrecht, eine große Bedeutung. Man 
kann dieſe Bedeutung kurz dahin kennzeichnen, daß die Be⸗ 
ſtimmungen der Eigenbetriebs ſolange 
auch ſteuerlich als maßgeblich anerkannt 
werden können, als nicht die beſonderen Belange 
des Steuerrechts eine Abweichung erforderlich 
machen. 

In welchem Umfang das der Fall iſt, kann im Rahmen 
dieſes Aufſatzes nicht erſchöpfend unterſucht werden. 
Es ſei aber z. B. betont, daß ein gemeindlicher Eigenbetrieb, 
der den Vorſchriften der Eigenbetriebsverordnung gemäß 
geführt wird, in der Regel auch als Betrieb ge⸗ 
werblicher Art der Gemeinde im Sinn von $ 1 Abſatz 1 
Ziffer 6 KStG angeſehen werden kann. Er hat die körper⸗ 
ſchaftſteuerlich erforderliche „gewiſſe Selbſtändig⸗ 
keit“. Hinweis auf die Ausführungen im Abſchnitt 6. Das 
folgt aus den obigen Ausführungen über feine organifato- 
riſche, haushaltsmäßige und vermögensrechtliche Sonder- 
ſtellung. 

Ein gemeindliches Unternehmen kann aber auch d ann 
körperſchaftſteuerlich als ſelbſtändiger Betrieb gewerblicher 
Art angeſehen werden, wenn es nicht Eigenbetrieb im 
Sinn der Eigenbetriebsverordnung iſt. Auch ein ſolches 
Unternehmen kann die erforderliche Selbſtändigkeit im 
Rahmen der gemeindlichen Geſamtbetätigung beſitzen. 


Es iſt in der erſten Ausführungsan⸗ 
weiſung zur Eigenbetriebsverordnung — 
Runderlaß des Reichsminiſters des Innern und des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 22. März 1939 — eine Reihe 
von Betätigungszweigen aufgeführt, die zu den Eigen⸗ 
betrieben im Sinn der Eigenbetriebsverordnung gehören. 
Es find dort aber außerdem beſtimmte Einrichtun⸗ 
gen aufgezählt, die nicht als Eigenbetriebe im Sinn der 
Eigenbetriebsverordnung anzuſehen ſind, z. B. Kranken⸗ 
häuſer, Sanatorien, Zahnkliniken, weiter 
Kurparks, Märkte uſw. Dieſe Einrichtungen ſtellen 
aber trotzdem Betriebe gewerblicher Art dar, 
wenn ſie die beſonderen Vorausſetzungen des Körperſchaft⸗ 
ſteuerrechts erfüllen. 

Die Begriffe „Eigenbetrieb im Sinn der 
Eigenbetriebsverordnung“ und „Betrieb 
gewerblicher Art einer Gemeinde“ werden ſich 
zwar meiſt decken. Es braucht das aber nicht immer der 
Fall zu ſein. 


Es ſei weiter hervorgehoben, daß die Buchfüh— 
rungsvorſchriften der Eigenbetriebsber⸗ 
ordnung als Buchführungsvorſchriften im 
Sinn des 8160 A O anzuſehen ſind. Die Buchführung 
eines Eigenbetriebs, die den Vorſchriften der Eigenbetriebs⸗ 
verordnung entſpricht, muß auch als ordnungs mäßig 
anerkannt werden. Die Bewertungsvorſchriften 
der Eigenbetriebsverordnung haben für die 
Körperſchaftſteuer die gleiche Bedeutung wie die Be— 
wertungsvorſchriften des Handelsrechts. 
Die Bewertungsvorſchriften des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes bzw. des Einkommenſteuergeſetzes 
haben alſo im Fall abweichender Regelung den 
Vorrang. Die Bewertungsvorſchriften der Eigenbetriebs⸗ 
verordnung entſprechen aber den ſteuerlichen Bewertungs⸗ 
vorſchriften zum Teil beſſer als die handelsrechtlichen. 
8 19 der Eigenbetriebs“ ſchreibt z. B. im Gegenſatz zum 
Handelsrecht vor, daß die Poſten des Anlagever⸗ 
mögens grundſätzlich ſtille Rücklagen nicht ent⸗ 
halten ſollen. 

Wegen der Frage, ob eine der Eigenbetriebs⸗ 
verordnung gemäß vorgeſchriebene oder jedenfalls zu⸗ 
läſſige Zuſammenfaſſung mehrerer Betriebe 
zu einem einheitlichen Eigenbetrieb auch körperſchaft⸗ 
ſteuerlich als Zuſammenfaſſung zu einem einheitlichen 
Betrieb gewerblicher Art anerkannt werden kann, Hinweis 
auf die Ausführungen im Teil II im Abſchnitt 15. 

Wegen der Frage, ob das der Eigenbetriebs⸗ 
verordnung gemäß auszuweiſende Stammkapital 
auch körperſchaftſteuerlich als Stammkapital an⸗ 
erkannt werden kann, Hinweis auf die Ausführungen im 
Teil II im Abſchnitt 25. 


C. Einzelfragen 


6. Wirtſchaftliche Selbſtändigkeit und Mindeſtumfang des 
Betriebs gewerblicher Art 


81 Abſatz 2 der Erſten KSt D lautet: 

„Die Einrichtung iſt als Betrieb gewerblicher Art nur 
dann ſteuerpflichtig, wenn ſie ſich innerhalb der Geſamt⸗ 
betätigung der Körperſchaft wirtſchaftlich her⸗ 
aushebt. Dieſe wirtſchaftliche Selbſtän⸗ 
digkeit kann in einer beſonderen Leitung, 
in einem geſchloſſenen Geſchäftskreis, in der 
Buchführung oder in einem ähnlichen auf 
eine Einheit hindeutenden Merkmal be⸗ 
ſtehen. Daß die Bücher bei einer anderen Verwaltung 
geführt werden, iſt unerheblich.“ 


Die Auslegung dieſer Vorſchrift bereitet in der Praxis oft 
Schwierigkeiten. Der Reichsfinanzhof hatte in ſeiner 
Rechtſprechung zu §2 Nr. 3 KStch 1925 die Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß der Betrieb nicht völlig ſelbſtändig zu ſein 
brauche. Es ſei nur „eine gewiſſe Selbſtändig⸗ 
keit“ zu fordern. Hinweis auf das RFc⸗Urteil vom 
25. Juli 1933 (RStBl 1933 S. 1060). Dieſe Rechtſprechung 
iſt aus noch auf das Körperſchaftſteuergeſetz 1934 anzu⸗ 
wenden. 

Es kann aus §1 Abſatz 2 der Erſten KSt De nicht ge⸗ 
folgert werden, daß der Geſetzgeber für die Annahme eines 
Betriebs gewerblicher Art, deſſen vollſtändige Selb⸗ 
ſtändigkeit verlangt. Eine ſolche Auslegung würde zu einer 
vom Geſetzgeber nicht gewollten Einengung des 
Betriffs „Betrieb gewerblicher Art“ führen. Es würde bei 
der Forderung völliger Selbſtändigkeit Betriebe gewerb⸗ 
licher Art fait überhaupt nicht geben. Eine beſondere 
Leitung und eine in ſich geſchloſſene Buchfüh⸗ 
rung können nicht in jedem Fall verlangt werden. 
Sie werden aber, wenn ſie vorhanden ſind, in vielen Fällen 
die Annahme eines ſelbſtändigen Betriebs gewerblicher Art 
rechtfertigen. Das Recht der öffentlichen Körperſchaft, in 
beſtimmten Fällen in die Leitung des Betriebs einzugreifen, 
hindert die Feſtſtellung einer „gewiſſen Selbſtändigkeit“ 
nicht. Hinweis auf die Ausführungen im Abſchnitt 5 über 
die Befugniſſe des Bürgermeiſters gegenüber den gemeind⸗ 
lichen Eigenbetrieben. 
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Auch die haushaltmäßige Behandlung der 
Einnahmen aus dem Betrieb iſt nicht entſcheidend. 
Sind Merkmale vorhanden, die darauf hinweiſen, daß es 
ſich bei der geſchaffenen Einrichtung um eine wirtſchaft⸗ 
liche Einheit handelt, kann ohne Rückſicht auf die 
haushaltmäßige Behandlung der Einnahmen ein Be⸗ 
trieb gewerblicher Art angenommen werden. Hinweis auf das 
RFH⸗Urteil vom 9. Auguſt 1938 (RStBl 1938 S. 934). 


Ein Betrieb gewerblicher Art liegt dann vor, wenn es 
ſich um einen Inbegriff fortdauernder wirt⸗ 
ſchaftlicher Verrichtungen handelt, die unter 
einem einheitlichen Willen auf ein be⸗ 
ſtimmtes ſachliches Ziel gerichtet find und fh i m 
Rahmen der Geſamtbetätigung der Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts als beſondere wirtſchaft⸗ 
liche Einheit herausheben. Ob ein beſtimmter Tätig⸗ 
keitszweig einer öffentlichen Körperſchaft für ſich allein als 
ſelbſtändiger Betrieb gewerblicher Art angeſehen werden 
kann oder nur ein unſelbſtändiger Teil eines anderen Be— 
triebs gewerblicher Art iſt, iſt Tatfrage. Hinweis auf die 
Ausführungen im Teil II Abſchnitt D. 

Eine Einrichtung kann nur dann als Betrieb gewerb⸗ 
licher Art zur Körperſchaftſteuer herangezogen werden, wenn 
es ſich um eine Tätigkeit von „einigem wirtſchaft⸗ 
lichen Gewicht“ handelt, „ſo etwa, daß aucheine 
einzelne Perſon als Inhaber gedacht wer⸗ 
den kann“. Dieſe Einſchränkung folgt zwar nicht un- 
mittelbar aus dem Wortlaut des 8 1 der Erſten 
KStV. Sie ergibt ſich aber bei verſtändiger Aus⸗ 
legung der Beſtimmung von ſelbſt. Sie läßt ſich wohl auch 
ſchon aus dem Begriff „Betrieb“ herleiten. Die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsfinanzhofs zum Körperſchaftſteuergeſetz 
1925 hat inſoweit ihre Bedeutung behalten. Hinweis 
a RSH-Urteil vom 22. Oktober 1929 (RSIBI 1929 


Es muß verhindert werden, daß die Geſamttätigkeit der 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts in kleine und 
kleinſte Tätigkeitszweige aufgeteilt wird. Es würde ſonſt 
körperſchaftſteuerlich eine Unzahl kleiner Steuer⸗ 
ſubjekte geſchaffen, denen praktiſch eine Bedeutung 
nicht zukommt. Die Verſelbſtändigung der einzelnen Tätig⸗ 
keitszweige muß ſich in vernünftigen Grenzen 
halten. Es muß dabei der Zweck des Geſetzes be- 
rückſichtigt werden. Zweck des Geſetzes iſt es aber, 
ſolche wirtſchaftlichen Tätigkeiten zu erfaſſen, die die Er⸗ 
werbsmöglichkeiten der privaten Wirtſchaft beachtlich 
einſchränken. Hinweis auf Blümich, Kommentar zum Kör⸗ 
perſchaftſteuergeſetz, Anmerkung VI 2 zu 81. 

Die frage, ob eine Tätigkeit einiges wirtſchaft⸗ 
liches Gewicht beſitzt, muß an Hand dieſer Grundſätze 
von Fall zu Fall entſchieden werden. Starre 
Grenzen laſſen ſich nicht aufſtellen. Die Praxis braucht 
aber bei der Entſcheidung der Frage nicht kleinlich zu 
verfahren. Es braucht nicht jede wirtſchaftliche Tätigkeit 
einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts, die zwar nach⸗ 
haltig iſt, aber nur wenige Hundert Reichs⸗ 
mark Gewinn jährlich abwirft, zur Körperſchaftſtener 
herangezogen zu werden. Unbedeutende gewerbliche Betäti⸗ 
gungen der öffentlichen Hand können, ſelbſt wenn fie nach— 
haltig erfolgen, ausgeſchieden werden, z. B. die regel⸗ 
mäßige Verwertung von Altmaterial, die Tätig⸗ 
keit kleiner Materialbeſchaffungsſtellen uſw. 
Unlohnende Arbeit muß vermieden werden. 


Es braucht aber umgekehrt die Steuerpflicht nicht in 
jedem Fall von der Erreichung eines be⸗ 
ſtimmten Mindeſtgewinns abhängig gemacht zu 
werden. Der Reichsfinanzhof hatte zwar in dem Urteil vom 
9. Dezember 1932 (RStBl 1933 S. 53) verlangt, daß der 
Betrieb — allerdings bei üblichen Gewinnzuſchlägen — 
einer einzelnen Perſon eine beſcheidene Exiſtenz⸗ 
möglichkeit bieten müſſe. Dieſer Grundſatz kann meines 
Erachtens auf das Körperſchaftſteunergeſetz 1934 
nicht mehr angewandt werden. Der Reichsfinanzhof ſelbſt 
hat zwar die Frage in dem Urteil vom 7. Februar 1939 
(RStBl 1939 S. 449), die ein Offiziersheim betraf, aus⸗ 


drücklich dahingeſtellt gelaſſen. Er hat aber damit 
doch zu erkennen gegeben, daß er ſelbſt in dieſer Hinſicht 
Zweifel hatte. Die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit beruht 
81 Abſatz 2 der Erſten KSt DV gemäß auf organiſato⸗ 
riſchen Maßnahmen. Die Abſtellung auf 
einen Mindeſtgewinn würde eine unzuläſſige 
Einſchränkung der geſetzlich allgemein feſt⸗ 
gelegten Steuerpflicht des Betriebs gewerblicher Art be⸗ 
deuten. Hinweis auf Mirre⸗Dreutter, Kommentar 
zum Körperſchaftſteuergeſetz Anmerkung 24 a zu 81. 


7. Beteiligung an Perſonengeſellſchaften als Betrieb ge- 
werblicher Art 


Offene Handelsgeſellſchaften und andere 
Geſellſchaften, bei denen die Geſellſchafter als 
Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen 
ſind, ſtellen juriſtiſche Perſonen nicht dar. Sie 
find weder für die Einkommenſteuer noch für die 
Körperſchaftſteuer beſondere Steuerſub⸗ 
jekte. Beteiligt ſich eine Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts an einer ſolchen Geſellſchaft, wird ſie ſelbſtun⸗ 
mittelbar wirtſchaftlich tätig. Die Beteiligung 
muß beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen als Be⸗ 
trieb gewerblicher Art der Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts angeſehen werden. Der Reichsfinanzhof 
hat dazu im Urteil vom 8. November 1938 (REEL 1939 
S. 301) ausgeführt: 


„Offene Handelsgeſellſchaften find als ſolche — 
wie alle Perſonengeſellſchaften, bei denen die 
Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunter⸗ 
nehmer) zu gelten haben — nicht körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig 83 KSt& 1934). Denn als Bezieher des 
von einer ſolchen Geſellſchaft erzielten Gewinns — als un⸗ 
mittelbare Einkommensträger — ſind für das Gebiet der Ein⸗ 
kommenſteuer und Körperſchaftſteuer nicht die Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern die Geſellſchafter anzuſehen. 
Dieſe haben auf Grund des § 15 Ziffer 2 EStG 1934 (ber- 
gleiche 8 6 Satz 1 KStG 1934) den Gewinn der Geſellſchaft 
unmittelbar als ihren gewerblichen Gewinn zu ver⸗ 
ſteuern. . .. Die Rechtslage iſt daher ſteuerlich jo zu be⸗ 
urteilen, wie wenn der einzelne Geſellſchafter den 
Betrieb der Geſellſchaft in dem ſeinen Anteil ent⸗ 
ſprechenden Umfang als eigenen Betrieb führen 
würde. Daß das Elektrizitätswerk, an dem die beſchwerdefüh⸗ 
rende Gemeinde beteiligt ift, einen Betrieb gewerblicher Art 
darſtellt, iſt zweifelsfrei. Da die Beteiligung der Gemeinde 
nach dem Ausgeführten für das Gebiet der Körperſchaftſteuer 
als anteilsmäßige eigene Betriebsführung zu gelten hat, 
liegt auch bei ihr ſelbſt ein Betrieb gewerblicher Art bor. 


8. Die Verpachtung eines Betriebs als Betrieb gewerblicher 
Art 


8 1 Abſatz 3 der Erſten KSt lautet: 


„Die Verpachtung eines Betriebs, der nach 


Abſätzen 1 und 2 ſteuerpflichtig wäre, wenn er vom Ver⸗ 
pächter unmittelbar betrieben würde, ſteht einem 
Betrieb gewerblicher Art gleich. Das gleiche gilt für 
jede andere entgeltliche Üüberlaſſung 
von Einrichtungen, Anlagen oder Rechten 
zu Betriebszwecken dieſer Art.“ 


Die Gleichſtellung der Verpachtung eines Betriebs mit 
einem Betrieb gewerblicher Art hängt, wie aus der Faſſung 
des § 1 Abſatz 3 der Erſten KSt D folgt — im Gegenſatz 
zum früheren Recht —, nicht mehr davon ab, ob die 
Einkünfte aus der Verpachtung in einem 
ſelbſtändigen ſteuerpflichtigen Tätig⸗ 
keitszweig anfallen. Es iſt unerheblich, ob ſich 
die in der Verpachtung beſtehende Tätigkeit der Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts innerhalb ihrer Geſamtbetäti⸗ 
gung wirtſchaftlich heraus hebt. Ent- 
ſcheidend iſt, ob dieſe Vorausſetzungen gegeben wären, 
wenn die Körperſchaft des öffentlichen Rechts den Be⸗ 
trieb ſelbſt führen würde. Hinweis auf die RFH⸗Urteile 
vom 24. Januar 1939 (RStBl 1939 S. 560) und vom 
10. Oktober 1939 (RStBl 1940 S. 60). 
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Es iſt über Sinn und Bedeutung des § 1 Abſatz 3 der 
Erſten KSt in der Praxis eine ganze Reihe von 
Zweifelsfragen aufgetaucht. Es war vor allem 233 
ſtreitig, unter welchen Vorausſetzungen die Verpachtung von 
Grundſtücken mit gewerblichen Räumen als 
Verpachtung eines Betriebs anzuſehen iſt. Dieſe 
Zweifelsfragen ſind zu einem großen Teil durch das 
grundlegende RF H⸗Urteil vom 23. Auguſt 1939 
(RStBl 1939 S. 1039) geklärt worden. Das Urteil, das 
ſehr eingehend begründet iſt, dürfte in der Praxis überall 
begrüßt worden ſein. 

Es hatte in dem dem Urteil zugrunde liegenden Fall 
eine Stadtgemeinde einem Dritten ein Grund⸗ 
tüd, in dem ſich Räume zum Betrieb einer 
Gaſtwirtſchaft befanden, zur Führung der Gaſtwirt⸗ 
ſchaft überlaſſen. Inventar für die Gaſtwirtſchaft war 


nicht mit verpachtet worden. Der Reichsfinanzhof 


hat eine Steuerpflicht der Pachtzinſen verneint. Er iſt 
unter eingehender Begründung zu dem Ergebnis gelangt, 
daß eine ſteuerpflichtige Verpachtung bei Betrieben, 
deren Führung den Beſitz eines größeren 
Inventars erfordert, nur dann gegeben iſt, wenn 
JInventarſtücke vom Verpächter beſchafft 
und dem Pächter zur Verfügung überlaſſen 
find. Es kommt nicht darauf an, ob die Inventarſtücke 
für die Führung des Betriebs ausreichen oder nicht. 

Der Reichsfinanzhof hat die in dem Urteil entwickelten 
Grundſätze in einer Reihe von ſpäteren Entſcheidungen be- 
ſtätigt. Es ſind z. B. die Einkünfte, die eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts aus der Verpachtun geiner 
Kiesgrube erzielt, der Körperſchaftſteuer auch nur dann 
unterworfen, wenn der Verpächter die zur Ausbeu⸗ 
tung der Grube erforderliche Einrichtung 
beſchafft hat. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 26. Sep⸗ 
tember 1939 (RStBl 1940 S. 444). Das gleiche gilt für 
die Einkünfte aus der Verpachtung von Steinbrüchen. 

Das Urteil vom 23. Auguſt 1939 hat aber nicht alle 
Zweifelsfragen geklärt, wie der Reichsfinanzhof 
in dem Urteil ſelbſt hervorgehoben hat. Die ent- 
ſcheidenden Geſichtspunkte für die Beurteilung 
anders gelagerter Fälle müſſen von Fall zu 


Fall herausgearbeitet werden. Die Begründung des Ur⸗ 


nicht 


lichen 
häuſern. Eine Steuerpflicht der Einnahmen aus der 


teils wird auch für die Entſcheidung folder Fälle An- 


halts punkte geben können. 


Die Grundſätze, die der Reichsfinanzhof entwickelt hat, 
können aber immer nur dann angewandt werden, wenn 
die vermietende (verpachtende) Tätigkeit 
einkommenſteuerlich und damit auch körperſchaftſteuerlich 
i als gewerbliche Tätigkeit angeſehen 
werden muß. Das iſt jedoch nur v erhältnis mäßig 
felten der Fall. Die Nutzbarmachung von Grundſtücken 
durch Vermietung oder Verpachtung ſtellt in der Regel 
eine gewerbliche Tätigkeit nicht dar. Das gilt auch 
für die Vermietung oder Verpachtung von gewerb⸗ 
Räumen, insbeſondere von Geſchäfts⸗ 


Vermietung (Verpachtung) eines Geſchäftshauſes durch eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts iſt demgemäß nur 
inſoweit gegeben, als die Mieteinnahmen auf Ver⸗ 
mietungen (Verpachtungen) entfallen, bei denen die Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts dem Mieter (Pächter) 
Inventarſtücke überlaſſen hat. 

Die Verhältniſſe liegen aber dann anders, 
beſondere Umſtände die 


wenn 
Feſtſtellung rechtfertigen, 


daß die Tätigkeit des Vermieters (Verpachters) eine ge⸗ 
werbliche Tätigkeit 


darſtellt. Eine Steuerpflicht der 

Mieteinnahmen (Pachteinnahmen) muß in dieſem Fall in 
vollem Umfang angenommen werden, alſo auch inſo⸗ 
weit, als Inventarſtücke nicht überlaſſen ſind. 

Es iſt deshalb zweckmäßig, die Vorausſetzungen, unter 
denen die vermietende (verpachtende) Tätigkeit der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsfinanzhofs gemäß als gewerbliche 
Betätigung angeſehen werden muß, kurz darzuſtellen. Es 
kann zu dieſem Zweck der Einfachheit wegen auf das Urteil 

vom 15. Juni 1938 (RStBl 1938 S. 899) hingewieſen 
werden. Der Reichsfinanzhof hat dort ausgeführt: 
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„Auch der Eigentümer zahlreicher großer Miet- 
häuſer mit vielen Mietern kann ulcht ohne weiteres 
als Gewerbebetrieb angeſehen werden. Es müſſen 
beſondere Umſtände hinzutreten, die der Tätigkeit des 
Grundſtückseigentümers die Eigenſchaft einer gewerb⸗ 
lichen Tätigkeit verleihen. So hat der Senat ausgeſprochen, 
daß bei der Schaffung von umfangreichen An⸗ 
lagen mit der Abſicht, fie zu vermieten, die ſpekulatibe 
Abſicht ſtark in den Vordergrund treten kann. Auch 
kann die Verwaltung eines großen Hausbeſitzes namentlich 
dann, wenn ein ftändiger und ſchneller Wechſel 
der Vermietung ſtattfindet, eine Tätigkeit erfordern, die 
über das Maß der ſonſt bei den übli chen langfriſtigen 
Vermietungen erforderliche Tätigkeit und ſomit über den 
Rahmen einer reinen Vermögens verwaltung 
hinausgeht. In ſolchen Fällen, wo die Vermietungstätig⸗ 
keit nachhaltig und berufsmä ßig ausgeübt wird, 
beteiligt ſich der Grundſtückseigentümer wie ein Kauf⸗ 
mann, der Waren zum Verkauf ſtellt, auch nach außen 
erkennbar am wirtſchaftlichen Verkehr. Be: 
teiligung am wirtſchaftlichen Verkehr iſt neben 
der Selbſtändigkeit und Nachhaltigkeit der Betätigung und der 
Gewinnerzielungsabſicht ... eins der we ſentlichſten 
Merkmale des Gewerbebetriebs. Nach der Rechtſprechung 
des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts liegt eine Beteili⸗ 
gung am wirtſchaftlichen Verkehr dann vor, wenn das Unter⸗ 
nehmen als ſolches, d. h. durch eine ſach li chſelbſtändige, 
in ſich abgeſchloſſene und für ſich beſtehende 
wirtſchaftliche Tätigkeit nach außen hin in die 
Erſcheinung tritt und ſich an die Allgem einheit wendet. 
Für das Varliegen eines Gewerbebetriebs kann auch der Um⸗ 
ſtand ſprechen, daß der Grundſtückseigentümer den Mietern 
3 beſondere Verpflichtungen übernimmt, 
ie im Zuſammenhang mit der üblichen Vermietungstätigkeit 
ſtehen. Als ſolche boſondere Verpflichtungen hat das Preußtſche 
Oberverwaltungsgericht z. B. die Herri chtung des Ge⸗ 
bäudes für die beſondere Art der Vermietung ſowie 
die Übernahme der Reinigung und Inſtand⸗ 
haltung der bermieteten Räume angeſehen ... 


Eine volle Steuerpflicht der Mieteinnahmen (Pachtein⸗ 
nahmen) wird danach insbefondere in Betracht kommen, 
wenn eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts, ein 


ſogenanntes Induſtriehaus oder ein Hotel, be⸗ 
ſondere Aufſtellungsräume oder Gro ß⸗ 


naragen vermietet (verpachtet). Hinweis auf die RßcH⸗ 
Urteile vom 7. Dezember 1932 (RStBl 1933 S. 224) und 
vom 15. Juni 1988 (RStBl 1938 S. 899). 


Wegen der Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen 
die Verpachtung mehrerer Betriebe als ein hett licher 
Betrieb gewerblicher Art angeſehen werden kann, Hinweis 
auf die Ausführungen im Teil II im Abſchnitt 16. 


9. Einkommen und Einkommensermittlung bei Betrieben 
gewerblicher Art 


Der Einkommens begriff des Einkommen— 
ſteuergeſetzes iſt auch für das Körperſchaft ⸗ 
ſteuergeſetz maßgebend. Es müſſen alſo grundſätzlich 
auch bet den körperſchaftſteuerpflichtigen Gebilden die ge⸗ 
ſamten Einkünfte auf die einzelnen Einkun fts⸗ 
arten verteilt werden. Einkünfte, die nicht unter 
eine der Einkunftsarten fallen, unterliegen der Körperſchaft⸗ 
ſteuerpflicht nicht. Es ift aber dabei der § 19 der Er ſten 
KSt DV zu beachten. Alle Einkünfte eines Steuerpflich⸗ 
tigen, der nach den Vorſchriften des Handels⸗ 
geſetzbuchs zur Führung von Büchern ver⸗ 
üflichtet iſt, find § 19 der Erſten KSt gemäß als 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. Ein 
kommen iſt beieinem ſolchen Steuerpflich⸗ 
ligen der Gewinn. Eine Buchführungspflicht, wie 
ſie § 19 der Erſten KSt verlangt, beſteht § 38 HGB ge⸗ 
mäß für den Kaufmann. Die Kaufmannseigen⸗ 
ſchaft iſt in den 88 1, 2 HGB geregelt. 

Ein Betrieb gewerblicher Art kann mangels 
bürgerlich-rechtlicher Rechtsfähigkeit ſelbſtenicht Kauf 
mann ſein. Inhaber des Unternehmens und damit Unter⸗ 
nehmer iſt nicht der Betrieb gewerblicher Art, ſondern 
die öffentliche Körperſchaft ſelbſt. Es muß 
deshalb bei der Entſcheidung über die Frage der Kauf⸗ 
mannseigenſchaft auf die öffentliche Körperſchaft ſelbſt ab⸗ 
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geſtellt werden, die den Betrieb führt. Sie iſt inſoweit 
Kaufmann, als die Vorausſetzungen der §§ 1, 2 HGB auf 
das Unternehmen des Betriebs gewerblicher Art zutreffen. 
Das iſt oft nicht der Fall. 


Ein Unternehmen der öffentlich-rechtlichen Gebiet 3» 
lörperſchaften braucht § 36 HGB gemäß nicht in 
das Handelsregiſter eingetragen zu werden. 
Eine Eintragung in das Handelsregiſter iſt für die Be⸗ 
gründung der aufmannseigenſchaft in den 
Fällen des & 1 Abſatz 2 HG zwar ohne Bedeu⸗ 
tung, in den Fällen des § 2 5GB aber erforderlich. 
Handelt es ſich alſo bei dem Betrieb ewerblicher Art um 
ein Unternehmen im Sinn des 8 2 SR, ift die öffentliche 
Körperſchaft als Inhaber des Unternehmens dann ni ht 
Kaufmann, wenn das Unternehmen 8 36 HGB gemäß 
nicht in das Handelsregiſter eingetra gen iſt. Das 
gilt auch dann, wenn das Unternehmen einen in kau E 
männiſcher Weiſe eingerichteten Geſchäfts⸗ 
betrieb erforderlich macht 

Unternehmen, die unter $ 1 Ab ſatz 2 H GB fallen, 
ind z. B. Fabriken, Banken, Verkehrsunter⸗ 
nehmen, Gasanſtalten. Unternehmen, die nicht 
unter §1 Abſatz 2 H GB, ſondern unter 82 96% 
fallen, ſind z. B. Ziegeleien, Bergbauunter- 
nehmen, Steinbrüche, Salinen und Pfand⸗ 
leihen. 

Iſt die öffentliche Körperſchaft als Inhaber eines Be⸗ 
triebs gewerblicher Art dieſen Ausführungen gemäß Kauf⸗ 
mann, find die fämtlichen Einkünfte des Betriebs als 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb anzuſehen. Sit die 
Kaufmannseigenſchaft nicht gegeben, find die Einkünfte 
eines Betriebs gewerblicher Art nur dann als Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb anzuſehen, wenn der Betrieb 
gewerblicher Art ein Gewerbebetrieb im Sinn 
des Einkommenſteuerrechts und des Kör⸗ 
verſchaftſteuerrechts ii. Das iſt z. B. nicht der 
Fall, wenn die Abſicht der Gewinnermittlung 
fehlt, was 81 Abſatz 1 Satz 2 der Erſten KSt DV gemäß bei 
einem Betrieb gewerblicher Art möglich iſt. Es müßte in 
ſolchen Fällen eine Verteilung der Einkünfte des 
Betriebs auf die einzelnen Einkunftsarten er⸗ 
folgen. Es könnte ſich dabei ergeben, daß Einkünfte des Be⸗ 
triebs nicht unter eine der Einkunftsarten 
fallen und demgemäß körper ſchaftſteuerfrei 
wären. Das entſpricht aber offenbar nicht der Abſicht 
des Geſetzgebers. 

Die Einkünfte eines Betriebs gewerblicher Art ſollen 
offenbar in vollem Umfang körperſchaftſteuerpflichtig 
ſein. Sie ſollen, wie aus der Bezeichnung „Betrieb ge⸗ 
werb licher Art“ folgt, ohne weitere Prüfung wie 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb behandelt iver- 
den. Schrifttum und Rechtſprechung haben dieſe 
Anſicht bisher ſtets vertreten. Hinweis auf Mirre⸗ 
Dreutter, Kommentar zum Körperſchaftſteuergeſetz An⸗ 
merkung 28 zu $ 1 und auf das Ri H⸗Urteil vom 16. Mai 
1939 (RStBl 1939 S. 781). Einkommen eines Be- 
triebs gewerblicher Art iſt ſtets ſein ge⸗ 
ſamter Gewinn. 

Es fragt ſich aber, ob der Gewinng4EStGoder 
§ 5 EStG gemäß zu ermitteln iſt. Iſt der Betrieb 
gewerblicher Art in das Handelsregiſter ein getragen, 
muß ein Gewinn $5 EStG gemäß ermittelt werden. Iſt 
der Betrieb nicht eingetragen, müßte der Gewinn — ſtreng 
genommen — ſtets $ 4 EStG gemäß ermittelt werden. 
Dieſes Ergebnis iſt aber im Hinblick auf die Vorſchrift des 
336 HGGBenicht in allen Fällen wirtſchaftlich 
gerechtfertigt. Die Einkommenſteuerricht⸗ 
linien 1939 ordnen deshalb im Abſchnitt 109 Abſatz 2 
an, daß § 5 EStGohne Rückſicht auf eine Ein- 
tragung des Betriebs in das Handelsregiſter auf alle 
Unternehmen einer Gebietskörperſchaft anzuwenden iſt, die 
verpflichtet ſind, Bücher nach den Vorſchrif⸗ 
ten des Handelsgeſetzbuchs zu führen. Der 
Reichsfinanzhof iſt im Urteil vom 16. Mai 1939 
(HSV 1939 S. 781) zu einem ähnlichen Ergebnis 


gelangt. Es wird auf die Begründung des Urteils hinge⸗ 


wieſen. Der Reichsfinanzhof will 85 Etch auf jeden 


Betrieb gewerblicher Art anwenden, „deſſen Unter- 
nehmen, ohne daß die Vorausſetzungen des 
81 Abſatz 2 HGB vorliegen, nach Art und 
Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe 


eingerichteten Geſchäftsbetrieb, erfor- 
derte, 


Der Gewinn eines Betriebs gewerblicher Art iſt alſo 8 5 
EStG gemäß zu ermitteln, wenn entweder 
a) das Unternehmen des Betriebs unter S 1 Aba 
HGB fällt, oder 
b) die öffentliche Körperſchaft als Inhaber des Unter⸗ 
nehmens verpflichtet iſt, Bücher nach den 
Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zu 
führen, oder 


c) das Unternehmen nach Art und Umfang einen 


in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten | 


Geſchäftsbetrieb erfordert. 


. Die Fälle zu b und c werden ſich allerdings oft decken. 
Die Gewinnermittlung in den übrigen Fällen hat 8 4 
E StG gemäß zu erfolgen. 


Es ſei bei dieſer Gelegenheit betont, daß eine öffentliche 
Körperſchaft als Inhaber eines Betriebs gewerblicher Art, 
deſſen Gewinn 85 EStG gemäß zu ermitteln iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht auf eine Eintragung des Betriebs in das Handels⸗ 
regiſter körperſchaftſteuerlich auch ſonſt wie 
ein buchführungspflichtiger Kaufmann zu 
behandeln iſt. Es dürfen deshalb z. B. Betriebe 
gewerblicher Art in der Oſtmark und im 
Sudetenland, deren Gewinn $5 EStG gemäß zu er- 
mitteln iſt, Reichsmarkeröffnungsbilanzen im 
Sinn der Umſtellun gsverordnung vom 2. Auguſt 
1938 (RGBl 1938 I S. 983) bzw. der Umſtellungsverord⸗ 
nung vom 9. Februar 1939 (RG Bl 1939 I S. 169) aufſtellen. 


10. Mindeſtbeſteuerung bei Betrieben gewerblicher Art 817 
Abſatz 1 Ziffer 1 KStG gemäß 


Es werden als Mindeſteinkommen §17 Abſatz 1 Ziffer 1 
KStch gemäß die Ausschüttungen (auch verdeckte Gewinn⸗ 
ausſchüttungen) zugrunde gelegt, ſoweit ſie mehr als 

vom Hundert des eingezahlten Grund⸗ 
oder Stammkapitals oder, wenn ein ſolches nicht 
vorhanden iſt, mehr als 4 vom Hundert des bei 
der letzten Veranlagung zur Vermögen— 
ſteuer feſtgeſtellten Vermögens betragen. Es 
iſt die Anſicht vertreten worden, daß bei Betrieben ge⸗ 
werblicher Art eine Mindeſtbeſteuerung 817 
Abſatz 1 Ziffer 1 StGgemäß nicht zuläſſig 
ſei. Betriebe gewerblicher Art hätten ‚ein eingezahltes 
Grund⸗ oder Stammkapital nicht. Auch ein zur Vermögen⸗ 
ſteuer feſtgeſtelltes Vermögen ſei bei ihnen nicht vorhanden, 
weil ſie nicht vermögenſteuerpflichtig ſeien. 


Dieſe Anſicht kann nicht gebilligt werden. Sie 
widerſpricht dem Gedanken der Gleichſtel⸗ 
lung der Betriebe gewerblicher Art mit den privat⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften. 3 
beſteuerung find auf alle Körperſchaften, Perſonenvereini⸗ 


gungen und Vermögensmaſſen anzuwenden, die der unbe⸗ 
ſchränkten oder beſchränkten Körperſchaftſteuerpflicht unter⸗ 
der Vorſchriften über 


liegen. Der Geltungsbereich 
die Mindeſtbeſteuerung iſt nicht eingef chränkt. 


Die 8 17 Abſatz 1 Ziffer! KStG gemäß außer Anſatz 


bleibenden vier vom Hundert der Ausſchüttungen werden 
nach dem Kapital zu berechnen ſein, das körper⸗ 


ſchaftſteuerlich als Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapital anzuſehen iſt. Hinweis auf die Ausführungen im 
Teil II Abſchnitt 19. Es wird bei gemeindlichen Eigen⸗ 
betrieben im Zweifel das Stammkapital zugrunde gelegt 
werden können, das der Eigenbetriebsverord⸗ 
nung gemäß auszuweiſen iſt. 


(Teil II folgt.) 


Die Vorſchriften über die Mindeſt⸗ 


Arbeitgeberuorfchüffe für die Kohlenbeuorratung 


Arbeitgeber zahlen oft ihren Gefolgſchaftsmitgliedern Vor⸗ 
ſchüſſe, um den Gefolgſchaftsmitgliedern die Anlegung eines 
Kohlenvorrats zu erleichtern. Die Vorſchüſſe werden von 
den Gefolgſchaftsmitgliedern in mehreren Teilbeträgen zurück⸗ 
gezahlt. Die Behörden der Reichsfinanzverwaltung werden lohn⸗ 
ſteuerlich dieſe Vorſchüſſe zunächſt wie ein Darlehn behandeln. 
Sie werden deshalb die Vorſchüſſe in entſprechender Anwendung 
der Ausführungen im Abſchnitt 61 Abſatz 2 EStR 1940 8 u⸗ 
nächſt nicht zur Lohnſteuer heranziehen. Werden die 
Vorſchüſſe in der Weiſe getilgt, daß bei den ſpäteren Lohnzah⸗ 
lungen Teile des Arbeitslohns als Tilgungsbetrag auf das ge⸗ 
währte Darlehn (Vorſchuß) verrechnet werden, ſo iſt der volle 
er vor Abzug des Tilgungsbetrags ſteuer⸗ 
pflichtig. 

In der Zinsloſigkeit der gewährten Vorſchüſſe wird im vor⸗ 
liegenden Fall kein geldwerter Vorteil erblickt werden, der zu 
einer beſonderen Lohnſteuer führen würde. Oe — 


Tohnſteuer bei Familienheimfahrten 


Abſchnitt 29 Abſatz 2 Ziffer 1 Buchſtaben e und k der Lohn⸗ 
ſteuer⸗Richtlinien gemäß bleiben Beträge, die ein Arbeitgeber 
ſeinen Arbeitnehmern für Wochenendheimfahrten und 
für Heimfahrten zu den üblichen Feſttagen (Weih⸗ 
nachten, Oſtern, Pfingſten uſw.) zahlt, bis zur Höhe der tatſäch⸗ 
lichen Fahrtkoſten unter gewiſſen Vorausſetzungen ſteuer frei. 
Es gehört zu den Vorausſetzungen der Steuerfreiheit, daß die 
Arbeitſtätte mindeſtens 30 km vom Wohnſitz des Arbeitnehmers 
entfernt iſt. 

In neuen Tarifordnungen, z. B. in der Tarifordnung zur 
Regelung von Familienheimfahrten während der Kriegszeit in 
der Eiſen⸗, Metall⸗ und Elektroinduſtrie und im metallver⸗ 
arbeitenden Handwerk vom 15. Januar 1940, iſt eine Er⸗ 
weiterung der Familienheimfahrten vorgeſehen. Verheiratete 
Gefolgſchaftsmitglieder haben jeweils nach bierteljähr⸗ 
licher ununterbrochener auswärtiger Beſchäf⸗ 
tigung bei einem Betrieb Anſpruch auf eine Heimfahrt 
zum Wohnort und zurück zur Arbeitſtelle. Der gleiche Anſpruch 
ſteht verwitweten und geſchiedenen Gefolgſchaftsmitgliedern zu, 
die einen eigenen Haushalt führen. Er ſteht auch Ledigen zu, die 
mit gewiſſen Angehörigen einen gemeinſamen Haushalt führen. 
Fehlt es an dem Erfordernis gemeinſamer Haushaltsführung mit 
Angehörigen, ſo haben Ledige einen Anſpruch auf eine Heim⸗ 
fahrt zum Wohnort und zurück zur Arbeitſtelle jeweils nach 
halbjährlicher ununterbrochener auswärtiger Beſchäftigung 
bei einem Betrieb. 

Soweit ein Anſpruch auf Familienheimfahrt gegeben iſt, 
werden die Gefolgſchaftsmitglieder vom Arbeitgeber entweder 
koſtenlos befördert, oder ſie erhalten die Fahrkarte aus⸗ 
gehändigt. Soweit das nicht möglich iſt, kann der Fahrpreis in 
bar gezahlt werden. 

Allen Gefolgſchaftsmitgliedern ſteht bei Todesfällen und bei 
ärztlich beſtätigten ſchweren Erkrankungen in der engeren 
Familie ein Anſpruch auf eine Familienheimfahrt zu. Eine 
Heimfahrt in einem ſolchen Fall kann auf die regelmäßigen 
Heimfahrten angerechnet werden. 

Es iſt zweifelhaft geworden, ob die Familienheimfahrten, die 
oben ab Abſatz 2 bezeichnet ſind, wie Heimfahrten zu den üblichen 
Feſttagen im Sinn des Abſchnitts 29 Abſatz 2 Ziffer 1 Buch⸗ 
ſtaben e und k LStR 1940 behandelt werden können. 

„Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Erlaß an die 
Reichsgruppe Induſtrie dom 11. Juli 1940 S 2173-88 III die 
geſtellte Frage bejaht. Die Arbeitgeberleiſtungen aus Anlaß 
der bezeichneten Familienheimfahrten können lohnſteuer⸗ 
lich wie Fahrtkoſtenerſtattungen anläßlich von 
Heimfahrten (Abſchnitt 29 Abſatz 2 Ziffer 1 Buchſtabe f 
St 1940) behandelt werden. Die Anordnungen in Abſchnitt 29 
Abſätze 3 und 4 LEN 1940 find dabei zu beachten. Oe — 


£ohnfteuer der nebenamtlichen Lehrkräfte an gewerblichen 
und landwirtſchaftlichen Berufsſchulen 


Abſchnitt 5 EStR 1940 gemäß find die Bezüge nebenamtlich 
tätiger Lehrkräfte bei den Arbeitsſchulen der Deutſchen Arbeits⸗ 
front und bei den Lehrgängen der Handwerkskammern, 
Innungen und ähnlicher Gliederungen des Handwerks nicht dem 
Lohnſteuerabzug zu unterwerfen. Die Vergütungen für die Lehr⸗ 
tätigkeit ſind in dieſen Fällen durch Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer heranzuziehen. Vorausſetzung iſt, daß ſich die 
Arbeitsſchulden oder die Veranſtalter der Lehrgänge verpflichten, 
ſpäteſtens im Monat Januar eines jeden Jahrs den Finanz⸗ 
ämtern des Wohnſitzes der Lehrkräfte das folgende mitzuteilen: 


Eild ien ſt⸗ Nachrichten 


1. Namen, Stand und Wohnung der im abgelaufenen Kalender⸗ 
jahr beſchäftigten Lehrkräfte, 
2. die Höhe der an jede Lehrkraft im abgelaufenen Kalenderjahr 
insgeſamt gezahlten Vergütung. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Erlaß vom 
12. Auguſt 1940 8 2171—7 III zugelaſſen, daß Abſchnitt 5 der 
Lohnſteuer⸗Richtlinien (LStgt 1940) bei den neben amtlichen 
Lehrkräften an gewerblichen und landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsſchulen entſprechend ange⸗ 
wandt werden kann. Oe — 


£ohnfteuer von Abfertigungen auf Grund von 5 23 des 
öfterreichifchen Angeſtelltengeſetzes 

$ 6 Ziffer 7 LSIDB gemäß find unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen Entfhädigungen wegen Entlaſſung aus 
einem Dienſtverhältnis lohnſteuerfrer, die auf 
Grund des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit oder des 
Geſetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben gewährt werden. Vorausſetzung der Steuerfreiheit 
iſt u. a., daß die Entſchädigung ſechs Zwölftel des letzten 
Jahresarbeitsverdienſtes nicht überſteigt. Sie darf dieſe Grenze 
bis zur Höhe von zwölf Zwölfteln des letzten Jahresarbeitsver⸗ 
dienſtes nur überſteigen, wenn die Kündigung offenſichtlich will⸗ 
kürlich oder aus nichtigen Gründen unter Mißbrauch der Macht⸗ 
ſtellung im Betrieb ausgeſprochen iſt. 

Es iſt zweifelhaft geworden, ob dieſe Lohnſteuerfreiheit ſich 
auch auf „Abfertigungen“ erſtreckt, die auf Grund von 8 23 
des öſterreichiſchen Angeſtelltengeſetzes vom 11. Mai 1921, 
Bundesgeſetzblatt 21 S. 1059, vorgeſehen ſind. Der Reichsfinanz⸗ 
hof hat zu dieſer Frage in einem Urteil vom 30. Mai 1940 
Stellung genommen, das im Reichsſteuerblatt und in der amt⸗ 
lichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsfinanzhofs ver⸗ 
öffentlicht werden wird. Der Reichsfinanzhof hat die Frage grund⸗ 
ſätzlich bejaht. § 27 der Siebenten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land Sſterreich vom 17. Dezem⸗ 
ber 1938, NOW I S. 1817, gemäß, durch die u. a. das Ein⸗ 
kommenſteuerrecht im Land Dfterreich in Kraft geſetzt wurde, find 
die eingeführten Vorſchriften, ſoweit ſie nicht unmittelbar 
angewandt werden können, ſinngemäß anzuwenden. Solange 
das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit in Öfterreich noch 
nicht in Kraft iſt, muß deshalb die Beſtimmung im $ 6 Ziffer 7 
Ltd auf die Abfertigungen nach § 23 des öſterreichiſchen An⸗ 
geſtelltengeſetzes ſinngemäß angewandt werden. Die ſinn⸗ 

emäße Anwendung der Vorſchriften auf die Abfertigungen nach 

923 q. a. O. bedeutet, daß dieſe Abfindungen ſteuerfrei find, 
wenn ſie ſich innerhalb des Rahmens halten, der für die 
Steuerfreiheit der Entſchädigungen nach dem Arbeitsordnungs⸗ 
geſetz vorgeſehen iſt. Es können deshalb nur Abfertigungen 
ſteuerfrei bleiben, die ſechs Zwölftel des letzten Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes nicht überſteigen. Eine Abfertigung, die 
mehr als ſechs Zwölftel des letzten Jahresarbeitsverdienſtes be⸗ 
trägt, kann — ebenſo wie Entſchädigungen auf Grund des 
Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit und des Geſetes 
zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Be⸗ 
trieben — bis zur Höhe von zwölf Zwölfteln des letzten Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes nur dann ſteuerfrei bleiben, wenn die Kündi⸗ 
gung offenſichtlich willkürlich oder aus nichtigen Gründen unter 
Mißbrauch der Machtſtellung im Betrieb erfolgt iſt. Es wäre 
keine ſinngemäße, ſondern eine erweiterte Anwendung des § 6 
Ziffer 7 LSt os, wenn die Abfertigungen immer bis zur 
Höhe von zwölf Zwölfteln des letzten Jahresarbeitsverdienſtes 
ſteuerfrei bleiben würden, auch wenn die bezeichneten beſonderen 
Vorausſetzungen nicht vorliegen. Ein Steuerpflichtiger, der eine 
Abfertigung auf Grund des öſterreichiſchen Angeſtelltengeſetzes 
von mehr als ſechs Zwölfteln (höchſtens zwölf Zwölftel) des 
letzten Jahresarbeitsverdienſtes erhalten hat, muß deshalb zur 
Erlangung der Lohnſteuerfreiheit nachweiſen, daß die ausge⸗ 
ſprochene Kündigung in ſeinem Fall offenſichtlich willkürlich oder 
aus nichtigen Gründen unter Mißbrauch der Machtſtellung im 
Vetrieb erfolgt iſt. Abfertigungen bis zur Höhe von ſechs 
Zwölfteln des letzten Jahresarbeitsverdienſtes können dagegen 
ohne weiteres ſteuerfrei bleiben. Oe — 


ſüinderermäßigungen wegen libernahme der floſten des 
Unterhalts und der Erziehung (Berufsausbildung) für 
Angehörige 

§ 32 Abſatz 5 Ziffern 2 und 3 ($ 39 Abſatz 5 Ziffern 2 und 3) 
ESt 1939 gemäß kommt Kinderermäßigung u. a. für andere 
Angehörige in Betracht, die überwiegend auf Koſten des Steuer⸗ 
pflichtigen unterhalten und erzogen oder unter⸗ 
halten und für einen Beruf ausgebildet werden. 
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Im Abſchnitt 78 EStg für 1939 (Abſchnitt 49 LEN 1940) iſt an- 
geordnet, daß die Kinderermäßigung in dieſen Fällen nur ge⸗ 
währt wird, wenn ein wirtſchaftliches Bedürfnis zur 
Übernahme der Koſten durch den Steuerpflichtigen beſteht. 

Die Entſcheidung der Frage, ob ein wirtſchaftliches Bedürf⸗ 
nis zur Koſtenübernahme in dem bezeichneten Sinn beſteht, kann 
nur nach Prüfung aller Umſtände des einzelnen 
Falls getroffen werden. Dieſe Prüfung und Entſcheidung iſt 
in der Praxis nicht immer einfach. Die beiden folgenden Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsfinanzhofs haben als Grenzfälle für die 
Verneinung (Bejahung) des wirtſchaftlichen Bedürfniſſes beſon⸗ 
dere Bedeutung. Der Reichsfinanzhof hat in dem Urteil vom 
18. April 1940 IV 1940 (RStel 1940 S. 561) ein wirtſchaftliches 
Bedürfnis zur Koſtenübernahme verneint. Das unterhaltene 
Kind war 13 Jahre alt und beſuchte die Volksſchule. Sein Vater 
bezog als Angeſtellter bei einer Reichsbehörde etwa brutto 40 RM 
Arkeitslohn in der Woche. Er iſt berheiratet und hat nur das 
eine Kind. Der Reichsfinanzhof hat betont, daß es unter regel⸗ 
mäßigen Verhältniſſen einem Angeſtellten des Reichs zugemutet 
werden kann, ſeine ehelichen Kinder aus eigenen Mitteln zu 
unterhalten. 

Die Rechtslage kann dann anders ſein, wenn größere Mittel 
zu einer Ausbildung über das regelmäßige Maß 
inaus erforderlich werden, oder wenn Krankheitsauf⸗ 
wendungen gemacht werden müſſen. Im Urteil vom 25. Juli 
1940 IV 141’40, das in der amtlichen Sammlung und im NStchl 
beröffentlicht werden wird, hat der Reichsfinanzhof das Vor⸗ 
liegen eines wirtſchaftlichen Bedürfniſſes für die Koſtenübernahme 
dejaht. Es handelte ſich um einen Fall, in dem ein lediger 
höherer Lehrer die Koſten für zwei Kinder ſeines Bruders, eines 
Erbhofbauern, übernommen hatte. Die Kinder waren 18 und 
20 Jahre alt. Das Beſitztum des Erbhofbauern hatte einen Ein- 
heitswert von 19 700 RM. Es war mit rund 8 100 RM belaftet. 
Außerdem hatte der Erbhofbauer weitere Schulden von 8 000 RM. 
Der landwirtſchaftliche Gewinn des Erbhofbauern betrug zuletzt 
2180 RM. Außer den erwähnten beiden Kindern ſind noch zwei 
andere, minderjährige Kinder vorhanden. Die Kinder, für die 
der Steuerpflichtige Zuſchüſſe leiſtete, befanden ſich zur Berufs⸗ 
ausbildung auf einer Lehrerhochſchule und an einer Lehranſtalt 
für Handarbeitslehrerinnen. Oe — 


foſten des Wirtfchaftsprüferexamens als 
Werbungskoften 


„Vorausſetzung für die Ausübung des Berufs als Wirtſchafts⸗ 
prüfer iſt die Ablegung des Wirtſchaftsprüferexamens. Es werden 
zum Wirtſchaftsprüferexamen unter anderem nur Perſonen zu⸗ 
gelaſſen, die eine längere Tätigkeit als Reviſionsaſſiſtent (Reviſor) 
bei einem Wirtſchaftsprüfer oder einer Wirtſchaftsprüfungsgeſell⸗ 
ſchaft nachweiſen konnen. Die Reviſionsaſſiſtenten (Reviſoren) 
ſind mit Wirtſchaftsprüfungen befaßt. Ihr Arbeitsgebiet umfaßt 
In allgemeinen die gleichen Aufgaben, die von ihnen nach Ab⸗ 
legung des Examens als Wirtſchaftsprüfer ſelbſtändig zu löſen 
find. Die Reviſionsaſſiſtenten erhalten während dieſer Tätigkeit 
angemeſſene Gehaltsbezüge. Es entſtehen ihnen durch die Vor⸗ 
bereitung auf das Wirtſchaftsprüferexamen und durch die Ab⸗ 
legung des Examens Aufwendungen (Koſten für Lehr⸗ 
gänge, Prüfungsgebühren uſw.). 

Es iſt zweifelhaft geworden, ob dieſe Aufwendungen als 
Werbungskoſten bei den Einkünften der Reviſiousaſſiſtenten, die 
grundſätzlich Arbeitnehmer find, angeſehen werden können. Die 
Entſcheidung der Frage hängt davon ab, ob es ſich bei dieſen Auf- 
wendungen um Koſten der Fortbildung in einem bereits 
ausgeübten Beruf handelt, oder ob Koſten der Ausbildung 
für einen neuen Beruf (den des Berufs des Wirtſchaftsprüfers) 
gegeben find. Im erſten Fall handelt es ſich nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs um Werbungskoſten 
(Hinweis auf das Ri ⸗Urteil vom 24. Juni 1937, RStcbl 1997 
S. 1089). Im zweiten Fall ſind nichtabzugsfähige 
Koſten der Lebensführung gegeben. - 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat gelegentlich der Ent⸗ 
ſcheidung eines Einzelfalls angenommen, daß die Koſten der Vor⸗ 
bereitung auf das Wirtſchaftsprüferexamen Koſten der Fort⸗ 
bildung in einem bereits ausgeübten Beruf find. Sie 
ſind deshalb als Werbungskoſten zu berückſichtigen. 

Oe. 


Unfallverſicherung von Gefolgjchaftsmitgliedern 
und Cohnſteuer 

Arbeitgeber ſchließen oft zugunſten ihrer Gefolgſchaftsmit⸗ 
glieder Unfallverſicherungen ab und entrichten die erforderlichen 
zerſicherungsprämien. Unmittelbare Anſprüche der Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder gegen die Verſicherungsgeſellſchaft ſind meiſt bertrag⸗ 
lich ausgeſchloſſen. Die Arbeitgeber weiſen darauf hin, daß ſie 
Ce Verſicherung zu ihrer Deckung für den Fall abſchließen, 


daß die Verſicherten bei einem Unfall gegen ſie (Arbeitgeber) 
Schadenserſatzanſprüche erheben. Die Arbeitgeber leiten daraus 
die Folgerung ab, daß es ſich bei der abgeſchloſſenen Verſicherung 
nur um eine Rückdeckung gegen drohende Schadenserſatz⸗ 
ſprüche handelt. Beiträge zu Verſicherungen, die eine bloße Rück⸗ 
deckung des Arbeitgebers gegen drohende Laſten bilden, ſind nach 
Auffaſſung der Arbeitgeber der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs gemäß lohnſteuerfrei (Hinweis auf die RFc⸗Urteile vom 
10. Februar 1939, RStBl 1939 S. 742, und vom 30. März 1939, 
RStöl 1939 S. 744). 

Der Reichsfinanzhof iſt in einem Urteil vom 8. Auguſt 1940, 
das demnächſt im Reichsſteuerblatt veroffentlicht wird, dieſer Auf⸗ 
faſſung enrgegengetreten. Eine lohnſteuerfreie Rück⸗ 
deckung im Sinn der bezeichneten Urteile liegt nur vor, wenn der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend einen Erſatz bei Unfällen aus ſeinen 
Mitteln zuſagt, und wenn ſich der Arbeitgeber dann ver⸗ 
ſichert, damit er feine Zuſage erfüllen kann. Fehlt es an einer 
ſolchen unmittelbaren Zuſage des Schadenserſatzes aus eigenen 
Mitteln des Arbeitgebers, dann iſt die bisherige Rechtſprechung 
über lohnſteuerfreie Beiträge aus Anlaß einer Rückdeckung des 
Arbeitgebers nicht anwendbar. Es iſt dann im Ergebnis ſo an⸗ 
zuſehen, als ob die Verſicherungsbeiträge dem Arbeitnehmer 
unmittelbar ausgezahlt werden würden und als ob der Arbeit⸗ 
geber die Verſicherung ſelbſt eingegangen wäre. Es iſt dabei 
ohne Bedeutung, ob der Arbeitnehmer Rechtsanſprüche aus der 
Verſicherung an den Arbeitgeber hat oder nicht. Es genügt, wenn 
angenommen werden kann, daß der Arbeitgeber nach Treu und 
Glauben verpflichtet iſt, die etwa anfallende Verſicherungsſumme 
auch wirklich dem betroffenen Arbeitnehmer zuzuwenden. Oe — 


Aöfchreibungsfreiheit für Candarbeiterwohnungen 


Buchführende Land⸗ und Forſtwirte können Aufwendungen 
für den Bau von Landarbeiterwohnungen, die in den Wirtſchafts⸗ 
jahren 1937,38 bis 1940/41 hergeſtellt werden, bei der Ermittlung 
des Gewinns im Wirtſchaftsjahr der Herſtellung 
vollh abziehen. Sie können auch je ein Drittel der Auf⸗ 
wendungen im Wirtſchaftsjahr der Herſtellung und in den beiden 
folgenden Wirtſchaftsjahren abziehen. Hinweis auf § 13 der Ver⸗ 
ordnung zur Förderung der Landbevölkerung vom 7. Juli 1938 
(RGB I S. 835, RStBl 1938 S. 634) und auf Abſchnitt 20 der 
Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939. > 

Erſtreckt ſich die Herſtellung einer Landarbeiterwohnung über 
mehrere Wirtſchaftszahre, ſo gilt ſie im Sinn der Verordnung als 
in dem Wirtſchaftsjahr hergeſtellt, in dem der überwiegen de 
Teil der Herſtellungsarbeiten geleiſtet worden iſt. 
Hinweis auf den Runderlaß vom 18. Oktober 1938 8 2134—269 III 
(RStGl. 1938 S. 949). Infolge der Kriegsverhältniſſe mußten 
mitunter angefangene Bauten von Landarbeiterwohnungen ein⸗ 
geſtellt werden, ohne daß die oben bezeichnete Vorausſetzung erfüllt 
iſt. Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich in einem Runderlaß 
vom 8. Augſt 1940 S 2146 — 34 II damit einverſtanden erklärt, 
daß auch in dieſen Fällen die bisher aufgewendeten Koſten im 
Jahr der Aufwendung voll abgezogen werden können. Abſchrei⸗ 
bungsfreiheit iſt nicht gegeben, wenn mit dem Bau der Land⸗ 
arbeiterwohnung noch nicht begonnen worden iſt. 

Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen kann $ 13 
der oben bezeichneten Verordnung gemäß für Landarbeiter⸗ 
wohnungen in Anſpruch genommen werden, die bis zum Ende des 
Wirtſchaftsjahrs 1940/41 hergeſtellt werden. Es iſt wiederholt 
angeregt worden, dieſe Friſt zu verlängern. Der Runderlaß 
erklärt abſchließend, daß zu gegebener Zeit über die Verlängerung 
der Herſtellungsfriſt entſchieden wird. 43 N 

Der Runderlaß vom 8. Auguſt 1940 wird im Reichsſteuerblatt 
veröffentlicht werden. Stg. 


Beſteuerung von Einwohnern des Protektorats mit Ein- 
künften aus außerordentlichen Waldnußungen im anderen 
Reichsgebiet 

Das Protektorat Böhmen und Mähren gehört ſtaatsrechtlich 
zum Deutſchen Reich. Die Einwohner des Protektorats Böhmen 
und Mähren ſind jedoch einkommenſteuerrechtlich mit Einkünften 
aus dem anderen Reichsgebiet als beſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig zu behandeln. Hinweis auf Abſchnitt 1 der Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Richtlinien für 1939. 7905 

§ 50 EStG gemäß gelten für beſchränkt Steuerpflichtige 
Sondervorſchriften. Die Vorſchriften des § 34 ESt 
(Steuerſätze bei außerordentlichen Einkünften) find z. B. nicht an⸗ 
wendbar. Das kann für Einwohner des Protektorats Böhmen 
und Mähren, die Einkünfte aus Waldbeſitz im anderen 
Reichsgebiet haben, eine beſondere Härte bedeuten. 2 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß 
vom 10. Auguſt 1940 S 2143/52 III beſtimmt, daß 8 34 ESt aus 
Billigkeitsgründen auf Einkünfte aus außerorden tlichen 
Waldnutzungen auch dann anzuwenden iſt, wenn dieſe Ein⸗ 


S. 420 / 


künfte Steuerpflichtigen zufließen, die im Protektorat Böhmen 
und Mähren ihren Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Abſchnitt 88 der Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939 
findet Anwendung. Soweit danach die Steuerſätze für außer⸗ 
ordentlliche Waldnutzungen ſich nach dem Familienſtand bemeſſen, 
iſt der für die Steuergruppe III geltende Steuerſatz anzuwenden. 

Dieſe Regelung gilt erſtmalig für die Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung für 1939. 

Der Runderlaß vom 10. Auguſt 1940 iſt im Reichsſteuerblatt 
1940 Nr 70 veröffentlicht worden. Stg. 


fjöhe der Bürgerſteuer in den eingegliederten Oſtgebieten 

Die Bürgerſteuer iſt in den eingegliederten Oſtgebieten durch 
die Fünfte Einführungsverordnung vom 29. Februar 1940 
(NRGBI I S. 475, RStBl 1940 S. 326) eingeführt worden. Die 
Bürgerſteuer für das Erhebungsjahr 1940 wird, ſo⸗ 
weit ſie nach den Vorſchriften des Bürgerſteuergeſetzes auf Grund 
einer Anforderung auf der Steuerkarte vom Arbeitslohn einzu⸗ 
behalten iſt, auf einem beſonderen Ein behaltungs⸗ 
beſcheid angefordert, der die vierte Seite der Lohnſteuerkarte 
erſetzen ſoll. Hinweis auf § 10 der Einführungsverordnung. 

Es konnte bei Erlaß der Einführungsverordnung vom 
29. Februar 1940 davon ausgegangen werden, daß die Ein⸗ 
behaltungsbeſcheide den Arbeitnehmern ſpäteſtens am 1. Juli 
1940 von den Gemeinden übermittelt ſein würden. Das iſt in 
vielen Fällen nicht geſchehen. Die Folge davon iſt, daß den Arbeit⸗ 
nehmern, die nach dem bezeichneten Zeitpunkt noch nicht im Beſitz 
eines Einbehaltungsbeſcheids ſind, bei jeder Lohnzahlung nach 
dem 30. Juni 1940 3 v. H. des Arbeitslohns als Bürgerſteuer ein⸗ 
behalten wird. Hinweis auf § 10 Abſatz 3 der Einführungs⸗ 
berordnung. 0 

3 b. H. des Arbeitslohns überſteigen in der Regel die Steuer- 
betrage, die zu zahlen wären, wenn die Arbeitnehmer im Beſitz 
eines ordnungsmäßigen Einbehaltungsbeſcheids wären. Die Ge⸗ 
meinden erlangen dadurch einen Vorteil, der ihnen bei Erlaß der 
Einführungsverordnung nicht zugedacht war. Die Vorſchrift im 
§ 10 Abſatz 3 Satz 1 ſollte dazu dienen, die Arbeitnehmer zu ver⸗ 
anlaſſen, ihre Einbehaltungsbeſcheide ſofort nach Empfang ihren 
Arbeitgebern vorzulegen. Die Arbeitnehmer, für die bisher Ein⸗ 
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behaltungsbeſcheide nicht ausgeſchrieben worden find, find be⸗ 


nachteiligt gegenüber ſolchen Arbeitnehmern, die ihre Ein⸗ 


behaltungsbeſcheide bereits erhalten haben. Es trifft ſie daran 
kein Verſchulden. Im Intereſſe der gleichmäßigen Beſteuerung 
aller Arbeitnehmer hat der Reichsminiſter der Finanzen im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern durch Runderlaß 
bom 16. Auguſt 1940 angeordnet, daß ab 1. September 
1940 nicht mehr wie bisher 3 v. H., ſondern nur noch 1 v. H. 
des Arbeitslohns als Bürgerſteuer einzu⸗ 


behalten ift. Der Rd ⸗Erlaß ſtützt ſich auf § 14 Abſatz 2 der 


Einführungsverordnung. Er wird im Reichsſteuerblatt abge⸗ 
druckt werden. O0. 


Bürgerfteuerpflicht von im Generalgouvernement 
bejchäftigten deutſchen Arbeitnehmern 


Deutſche Arbeitnehmer, 


ihres Wohnſitzes im Reichsgebiet im General⸗ 


goubernement beſchäftigt find und ihre Bezüge von einer Bes 


triebſtätte im Generalgouvernement erhalten, 
bleiben bürgerſteuerpflichtig. Es beſteht aber für den Arbeitgeber 
keine Verpflichtung zur Einbehaltung und Abführung der Bürger⸗ 
ſteuer. Der Arbeitnehmer muß die einzelnen Bürgerſteuerteil⸗ 
beträge ſeloſt an die Gemeinde, die auf der vierten Seite feiner 
Lohnſteuerkarte Bürgerſteuer angefordert hat, entrichten. Hin⸗ 
weis auf die Eildienſtnachricht in DStZ 1940 Nr 17. 

Der einzelne Teilbetrag der Bürgerſteuer kann, wenn er im 
Monat 10 RM uicht überſteigt, auf Grund der Freigrenze gegen 
Paßeintrag durch die Poſt oder durch eine Deviſenbank ohne Ge⸗ 
nehmigung aus dem Generalgouvernement an die ſteuerberech⸗ 
tigte Gemeinde im Reichsgebiet überwieſen werden. 

Für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter reichsdeutſcher Dienſt⸗ 
ſtellen und von Dienſtſtellen im Generalgouvernement, Amts⸗ 
träger der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeſchloſſenen Ver⸗ 
bände beſteht die Möglichkeit, die geſchuldeten Steuerbeträge unter 
beſtimmten Vorausſetzungen in einem erleichterten Verfahren zu 
überweiſen. Die anderen Steuerpflichtigen haben bei der Ge⸗ 
nehmigungsabteilung der Deviſenſtelle in Krakau Einzelanträge 
auf Erteilung einer Deviſengenehmigung zu ſtellen, wenn die 
monatliche Bürgerſteuer den Betrag von 10 NM überfteigt. 

O0. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


U * .. 0 [3 
Geld, Keedit und ültentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 27. Auguſt 1940. 
Steuergutſcheine J: 99,95. — Steuergutſcheine II: 
Juni 1942 104, Juli 104,25, Auguſt 103, September 1033,,, 
Oktober 103 ¼, November 102 ¼. 


Verzinſung der Poſtſparkaſſeneinlagen. Die Verzinſung der 
Poſtſparkaſſeneinlagen beginnt auf Grund einer Anderung des 
$ 14 Abſatz 3 der Poſtſparkaſſenordnung künftig am fünfzehnten 
Zinstag nach dem Tag der Einzahlung. Sie endet bei Rückzahlung 
ohne Kündigung an dem Tag der Rückzahlung, bei Rückzahlung 
auf Grund einer Kündigung an dem Tag der Abbuchung beim 
Poſtſparkaſſenamt. Hinweis auf die Zweite Durchführungsver⸗ 
ordnung zum Erlaß des Führers und Reichskanzlers zur Rege⸗ 
lung des Poſtſparkaſſenweſens im Deutſchen Reich, RGBl I 
S 4. 


x 


Senkung des Privatdiskouts. Die große Geldflüſſigkeit am 
Geldmarkt hat zu einer neuen Zinsermäßigung geführt. Der 
Privatdiskont iſt um ½ vom Hundert auf 2½ vom Hundert ge— 
ſenkt worden. Die letzte Herabſetzung hat am 1. April 1940 mit 
einer Ermäßigung von 2½ vom Hundert auf 2%, vom Hundert 
ſtattgefunden. 


Senkung des Diskonts für unverzinsliche Reichsſchatzanwei⸗ 
fungen. Der Diskont für unverzinsliche Reichsſchatzanweiſungen 
mit einer Laufzeit von einem Jahr iſt von 3½ vom Hundert auf 
3% vom Hundert, der Diskont für unverzinsliche Reichsſchatz⸗ 
anweiſungen mit einer Laufzeit von ſechs Monaten von 3 vom 
Hundert auf 2%, vom Hundert ermäßigt worden. 


Zwanzig⸗Milliouen⸗Anleihe der Eiſen⸗ und Hüttenwerke AG. 
Die Eiſen⸗ und Hüttenwerke Aktiengeſellſchaft in Köln, die zum 
Otto⸗Wolff⸗Konzern gehört, hat eine Anleihe von zwanzig Mil⸗ 
lionen Reichsmark aufgelegt. Zinsſatz 4½ vom Hundert. 
Zeichnungspreis zum Nennbetrag. Laufzeit zwanzig 
Jahre. Die Anleihe iſt durch eine Geſamtſicherungshypothek auf 


dem Grundbeſitz der Anleiheſchuldnerin geſichert. Der Erlös 


der Anleihe dient der Finanzierung von Aufgaben des Viexjahres⸗ 
plans. 


Wertpapierkurſe im erſten Halbjahr 1940. Die Nachfrage nach 
Wertpapieren, insbeſondere nach feſtverzinslichen Werten, hat ſich 
ſeit Ende des Jahres 1939 (Hinweis auf die Meldung in Nr 4 
des WB/40) noch verſtärkt. Die Wertpapierkurſe haben ſich nach 
Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ wie folgt entwickelt: 


1. Feſtverzinsliche Wertpapiere 


Kursdurchſchnitt 
feſtverzinslicher Wertpapiere 


4% Wertpapiere 
Deutſche Reichsanleihe 1984. 
Schuldverſchr. d. Umſch.⸗Verb. 

deutſcher Gemeinden 


4½% Wertpapiere 

Pfandbrſe ß 
dav. Ppp.⸗Akt.⸗Banken 
öff. r. Kred.⸗Anſt. 
Kommunalobligationen 
dav.: Hyv.⸗Akt.⸗Banken 
öff. r. Kred.⸗Banken. 
Öffentliche Anleihen ........ 


Gewogener Durchſchnitt 


100,82 


Induſtrieobligationen 101,69 
8 . 99,61 
5% Wertpaptere 
Deutſche Reichsanleihe 1927. 102,89 
Induſtrieobligationen 100,47 103,81 
Aufwertungspapiere 
Anl.⸗Abl.⸗Sch. d. Reichs 144,18 | 147,05 149,26 
Ablöſuugsanleihe d. Länder. 139,32 | 142,36 149,54 
Dt. Kom.⸗Sam.⸗Abl.-Anl. 148,39 | 152,52 157,29 
5½% Liquid.⸗Pfandbr. 
Oyp.⸗Akt.⸗Banken 100,49 | 101,31 a). 
öff.er. Kred.-Anft. ... 101,34 | 101,99 I 101,57 


) Bon Dollar auf Reichsmark umgeſtellte Obligationen. — ) Notiz eingeſtellt. 


die unter Beibehaltung 
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